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1 Einleitung:  
Das Ziel dieser Analyse ist es, die Potenziale einer engeren Verknüpfung der umweltpoliti-
schen Handlungsfelder Klimaschutz und Ressourcenpolitik auszuloten und die Klimaschutz-
politik für Ressourcenpolitik (im Verständnis von ProgRess, d.h. im Wesentlichen die effizi-
ente Nutzung von Materialien) und umgekehrt die Ressourcenpolitik für die Klimaschutzpo-
litik bedeutend zu machen. Bislang laufen beide Strategieprozesse – das Deutsche Ressour-
ceneffizienzprogramm (ProgRess I & II) sowie der Prozess zur Erstellung und Implementie-
rung des Klimaschutzplan 2050 mitsamt Dialogprozesse – weitgehend unverbunden neben-
einander, ohne auf die Potenziale einer gegenseitigen Bezugnahme, ggf. sogar gemeinsamer 
Ziele und Problemlösungen, zurück zu greifen.  
Eine Verbesserung der Ressourceneffizienz ist in den meisten Fällen synergetisch mit den 
Klimaschutzzielen (Werland et al. 2014). Wenn Materialien im Kreislauf geführt oder Pro-
zesse so optimiert werden, dass weniger Material benötigt wird, ist dies in aller Regel mit 
einem geringeren Energieaufwand verbunden als die Extraktion und Verarbeitung von Primär-
materialien und damit mit weniger THG-Emissionen.  
Allerdings wird in akademischen und politischen Debatten vielfach darauf verwiesen, dass 
reine Effizienzverbesserungen und umweltfreundlichere Technologien nicht ausreichend 
sind um die planetare Grenzen einzuhalten, sondern weitreichendere Wandlungsprozesse in 
der Art und Weise des Wirtschaftens und des Konsumierens nötig seien. So wird die Notwen-
digkeit einer Transformation betont – nicht zuletzt bei den Sustainable Development Goals 
auf internationaler Ebene („Transformation is our watchword“, UN 2015; auch WBGU 2011, 
SRU 2016). Auch wenn die Entwicklungsrichtungen und die Verläufe einer Transformation 
umstritten sind, setzt sich ein Verständnis durch, dass eine solche nicht nur eine Verbesse-
rung der Umweltperformanz von Technologien beinhaltet, sondern auch eine Veränderung 
der sozialen Praktiken, kultureller Muster und institutioneller Reformen. Damit verbunden 
sind – teils konkurrierende – Leitbilder, die Orientierung auf dem Weg in Richtung Nachhal-
tigkeit bieten (z.B. Vorschläge für eine Green Economy, die mit solchen für eine Postwachs-
tumsökonomie konkurrieren Jacob et al. 2015).  
Vor diesem Hintergrund verfolgt die Kurzanalyse zwei Fragestellungen:  
1) Welche Anknüpfungspunkte bestehen zwischen ProgRess II und dem Klimaschutz-
plan 2050 mit Blick auf konkrete Maßnahmen?  
2) Welche Anknüpfungspunkte zum Klimaschutzplan 2050 bzw. zur Klimaschutzpolitik 
gibt es für die Ressourcenpolitik in langfristig-strategischer Perspektive (Transforma-
tionsperspektive)?  
Während die erste Frage somit auf die jetzige Implementationsperiode gerichtet ist, zielt die 
zweite auf ProgRess III und die Auseinandersetzung mit der Frage, wie Ressourcenpolitik zu 
einer Transformation in Richtung Nachhaltigkeit beitragen kann und welche Synergien dabei 
mit den langfristigen Orientierungen der Klimapolitik bestehen. Insbesondere stellt sich die 
Frage, welche Überschneidungen es hinsichtlich der Analyse von strategischen Handlungs-
feldern, darin enthaltenen Handlungserfordernissen gibt sowie welche Überschneidungen im 
Angebot alternativer Leitbilder zu den gegenwärtigen Produktions- und Konsummustern auf-
findbar sind.   
Entsprechend der beiden Fragestellungen ist auch das Vorgehen je ein anderes:  
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Zur Beantwortung der ersten Frage wird eine Dokumentenanalyse beider Strategien1 durch-
geführt und die darin genannten konkreten Maßnahmen / Gestaltungsansätze auf Anknüp-
fungspunkte hin untersucht. Auch der Maßnahmenkatalog, der als Ergebnis des Dialogpro-
zesses für die Erarbeitung des Klimaschutzplanes 2050 veröffentlicht wurde2, wird in die Ana-
lyse mit einbezogen (in den Tabellen sind diese Zellen sind grau unterlegt).  
Zur Beantwortung der zweiten Frage nach den Anknüpfungspunkten zwischen Klimaschutz-
plan 2050 und  Transformation bzw. längerfristiger Strategiedebatte wird mit unserem im 
Folgenden näher ausgearbeiteten Transformationsverständnis (u.a. Adressieren von sozio-
technischen Systemen und Berücksichtigung der Dynamik von Transformation) danach ge-
fragt, ob die im Klimaschutzplan 2050 benannten Handlungsfelder und die darin angelegten 
Leitbilder auch aus der Perspektive einer transformativen Ressourcenpolitik relevant sein 
könnten. 
 
2 Anknüpfungspunkte zwischen ProgRess II und Klima-
schutzplan 2050  
ProgRess II betont in einem eigenen Kapitel explizit die Notwendigkeit, die Synergien zu an-
deren Politikfeldern zu erschließen und Zielkonflikte abzubauen (Kap. 7.8). Das Zusammen-
wirken von Ressourcen- und Klimaschutzpolitik wird als ein Schwerpunkt hervorgehoben. So 
wird explizit die Frage aufgeworfen, wie langfristig ein treibhausgasneutrales Deutschland, 
auch unter Berücksichtigung einer nachhaltigen Nutzung der natürlichen Ressourcen, reali-
siert werden kann (S. 82). Auch im Klimaschutzplan 2050 (abgekürzt als: Klima 2050) ist ein 
expliziter Verweis auf die Synergien des Klimaschutzes mit dem Schutz der natürlichen Res-
sourcen enthalten (S. 9). Das Kapitel Industrie und Wirtschaft enthält einen Verweis auf Pro-
gRess und betont die Klimaschutzbeiträge, die durch Maßnahmen zur Steigerung der Res-
sourceneffizienz geleistet werden (S. 61).  
In verschiedenen Studien (u.a. Werland et al 2014 m.w.N.) konnten zahlreiche wechselseitige 
Synergien beider Politikfelder herausgearbeitet werden. Eine Reduktion des Materialeinsat-
zes ist auch mit einem geringeren Energieeinsatz für Extraktion, Verarbeitung, Transport und 
Entsorgung verbunden. Weiterhin sind häufig (wenn auch nicht immer) leichtere Materialien 
und das Recycling von Materialien mit einem geringeren Energieeinsatz verbunden und c.p. 
geringeren THG-Emissionen. Nachfolgend soll ausgehend von den konkreten Gestaltungsan-
sätzen von ProgRess II aufgezeigt werden, wo bei der Implementierung von ProgRess II eine 
Bezugnahme auf entsprechende Maßnahmen des Klimaschutzplans 2050 möglich ist (bzw. 
auf Maßnahmen, die im Dialogprozess vorgeschlagen wurden).  
Die Darstellung der Anknüpfungspunkte richtet sich nach der Gliederung von ProgRess: die 
Stufen der Wertschöpfungskette, die Handlungsfelder Nachhaltiges Bauen und Stadtent-
wicklung, Ressourceneffiziente Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT) sowie 
                                                     
1 Für die Analyse wurde zunächst die hausintern abgestimmte Fassung des Klimaschutzplanes vom 20.4.2016 
zu Grunde gelegt; für die hier vorliegende, überarbeitete Version wurden die Änderungen, die sich aus der Res-
sortabstimmung ergeben haben, eingearbeitet (Klimaschutzplan 2050 vom 11. November 2016). 
2 Das Umweltministerium führte zur Entwicklung von Maßnahmenvorschlägen für den Klimaschutzplan einen 
Dialogprozess durch, bei dem Bundesländer, Kommunen, Verbände, sowie Bürgerinnen und Bürger beteiligt 
waren. Die erarbeiteten Maßnahmenvorschläge wurden der Bundesumweltministerin im März 2016 überreicht. 
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übergreifende Instrumente. Abschließend werden Anknüpfungspunkte zum Strategiepro-
zess (z.B. Monitoring, Beteiligung, etc.) aufgezeigt. Mögliche ressourcenpolitische Hand-
lungsansätze, die aus der Klima2050-Perspektive bzw. dem Klima-Dialogprozess Anknüp-
fungspunkte darstellen könnten, aber in ProgRess II nicht oder nur vage enthalten sind, wer-
den in den ProgRess-Kapiteln eingeordnet aber grafisch hervorgehoben (** potenzieller An-
knüpfungspunkt **).   
 
2.1 Anknüpfungspunkte im Bereich NH Rohstoffversorgung & 
Ressourceneffizienz in der Produktion 
Im Klimaschutzplan 2050 wird im Handlungsfeld Industrie und Wirtschaft im Leitbild und den 
Meilensteinen auf die Potenziale der Rohstoffeffizienz (hier konkreter Verweis auf ProgRess, 
S. 59), der Substitution emissionsintensiver durch innovative Materialien, die Kaskadennut-
zung von Bioabfall, die Kreislaufführung von Kohlenstoff (z.B. CCU) (S. 58) sowie die Vermei-
dung von Ausschuss und die Kreislaufführung von Materialien in der Produktion (S. 59) ver-
wiesen. Als konkrete Maßnahmen werden im Klimaschutzplan 2050 folgende vorgeschlagen: 
 
Klima2050 ProgRess II 
Forschungs-, Entwicklungs- und Marktein-
führungsprogramm zu Minderung industri-
eller Prozessemissionen & Dialogprozess 
zur Ausgestaltung >> Kap. Klimaschutz in In-
dustrie & Wirtschaft / Maßnahmen / S. 61 
Es soll ein nach Branchenspezifik ausge-
staltetes Forschungs- und Entwicklungspro-
gramm sowie ein Markteinführungspro-
gramm zur Minderung industrieller Prozes-
semissionen aufgelegt werden. Diese wer-
den sich am Ziel der Transformation hin zur 
Treibhausgasneutralität orientieren. Die 
Bundesregierung will zur Ausgestaltung des 
Forschungs- und Entwicklungsprogramms 
(„in Kürze“, S. 62) einen branchenspezifi-
schen Dialogprozess mit den betroffenen In-
dustrien starten; darauf aufbauend dann die 
Markteinführung unterstützen.  
Auch in ProgRess II werden Aktivitäten im 
Bereich Forschung zur Substitution von Ma-
terialien (7.1.4), dem Aufbau von unterstüt-
zenden Strukturen für nachhaltige Nut-
zungskaskaden (7.1.5), Förderaktivitäten 
zur stofflichen Nutzung von CO2 (7.1.6) so-
wie Ausbau von Förderprogrammen für ma-
terial- und energieeffiziente Techniken und 
Verfahren (7.2.1) als Gestaltungsansätze 
genannt. Hier könnte ProgRess II bei der Im-
plementierung auf die Synergien hinweisen 
und im geplanten Dialogprozess mitwirken.  
Auf das in Klima2050 geplante Forschungs- 
und Markteinführungsprogramm kann auch 
argumentativ angeschlossen werden, um 
eine sektorspezifische Innovationspolitik zu 
legitimieren (Fortführung des Umweltinno-
vationsprogramms) (Kap. 7.2). Die Innovati-
onspotentiale für ressourceneffiziente 
Technologien unterscheiden sich erheblich 
nach Sektoren (Bär 2015) – gegen eine se-
lektive und auf Umweltaspekte fokussierte 
Innovationspolitik wird jedoch eingewendet, 
dass ein horizontaler Ansatz eher geeignet 
wäre, Innovationen mit den höchsten wirt-
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Klima2050 ProgRess II 
schaftlichen Wachstumspotentialen zu för-
dern (Graaf und Jacob 2015; Jacob et al 
2016).  
Qualifizierung von Mitarbeitern in KMU >> 
Klimaschutz in Industrie & Wirtschaft / Maßnah-
men / S. 62 
Es wird eine „kontinuierliche Optimierung 
der Wissensbasis zu hocheffizienten Tech-
nologien in und für Unternehmen ...“ ange-
strebt. Dabei soll u.a. die Diffusion von Fach-
wissen spätestens ab 2020 erheblich be-
schleunigt werden. Mit den Akteuren aus be-
ruflichen sowie universitären Aus- und Fort-
bildung sowie betroffenen Verbänden und 
Institutionen sollen auf Dauer angelegte Me-
chanismen entwickeln werden. Ein Schwer-
punkt wird auf die Qualifizierung von Mitar-
beitern in KMU gelegt. 
Auch In ProgRess II soll die Ressourceneffi-
zienz-Beratung bundesweit ausgebaut und 
die Infrastruktur zur Qualifizierung der be-
trieblichen Berater gestärkt werden; außer-
dem ist eine weitere Stärkung des Kompe-
tenzpools Ressourceneffizienz zur Erschlie-
ßung von Synergien geplant (7.2.2). Bei der 
Implementierung der in ProgRess II vorgese-
henen RE-Beratung könnte auf die Klima-
schutzpotenziale von ressourceneffizienter 
Produktion hingewiesen werden. In diesem 
Sinne wäre auch eine Qualifizierung der be-
trieblichen Berater, um sie in die Lage zu ver-
setzen, „Materialeffizienz und Energieeffizi-
enz“ von vornherein aus einer Hand anzubie-
ten.     
Klima-Reporting von Unternehmen >> Kap. 
Klimaschutz in Industrie & Wirtschaft / Maßnah-
men / S. 62 
Ein einheitliches Klima-Reporting, welches 
auf bestehenden Berichtsinstrumenten auf-
setzt, soll gestärkt werden3. Es soll v.a. zur 
Transparenz beitragen und als Entschei-
dungsgrundlage für die strategische Aus-
richtung zukünftiger Investitionen, aber 
auch für Informationen für die Verbraucher, 
dienen. Die Bundesregierung will KMU bei 
der Umsetzung beraten und unterstützen.  
** potenzieller Ansatzpunkt in ProgRess II ** 
Transparenz hinsichtlich der Herkunft und 
der Nutzung von Rohstoffen ist ein wichti-
ger Hebel der Ressourceneffizienzpolitik. 
Wenn es zu einer Neufassung der Pflichten 
zur Berichterstattung nicht-finanzieller As-
pekte kommt (bis Ende 2016 sollen Arbeiten 
zur Vorbereitung der unverbindlichen Leitli-
nie, inkl. der Ergebnisse einer Konsultation, 
von der EU KOM vorgelegt werden4), dann 
sollte erwogen werden auch Aspekte der 
Ressourcennutzung aufzunehmen. Zu prü-
fen wäre weiterhin, inwieweit solche Key 
Performance Indicators (KPI) zu RE umge-
kehrt auch auf Aspekte der Energienutzung 
und des Klimaschutzes ausgeweitet werden 
könnten.  
Unterstützung der Einführung ressourcen- 
und Energieeffizienter Technologien und 
** potenzieller Ansatzpunkt in ProgRess II ** 
                                                     
3 In der BMUB-internen Version vom 20.04.2016 ist das Festschreiben eines verbindlichen Klima-Reportings für 
KMU vorgesehen (mit Verweis auf die Umsetzung der EU-Richtlinie 2014/95 über die Berichterstattung zu 
nicht-finanziellen Informationen) (BMUB 2016a, S. 50) 
4 http://ec.europa.eu/finance/company-reporting/non-financial_reporting/index_de.htm#news  
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Geschäftsmodelle >> Kap. Industrie und Wirt-
schaft / Maßnahmen / S. 63 
Mittel der Nationalen Klimaschutzinitiative 
(NKI) sollen stärker darauf ausgerichtet wer-
den neue, auf dem Markt verfügbare Tech-
nologien und Geschäftsmodelle zur Minde-
rung des Ressourcen- und Energiebedarfs in 
der Produktion sowie zur Stärkung der Kreis-
laufwirtschaft einzuführen. Damit soll die 
Machbarkeit der Modernisierungsstrategie 
aufgezeigt werden5. Um die Diffusion von 
Best-Practice Beispielen zu beschleunigen, 
ist auch eine zielgruppenspezifische Öffent-
lichkeitsarbeit geplant.  
Bei der NKI-Förderung von Technologien 
und Geschäftsmodellen sowie der damit 
verbundenen Kommunikationsarbeit sollte 
darauf hingewirkt werden, dass Energie- und 
Ressourceneffizienz zusammen gedacht 
werden und v.a. auch der gesamte Lebens-
zyklus betrachtet wird. 
 
Hocheffizienzstrategie ** keine konkrete 
Maßnahme, sondern im Leitbild erwähnt ** >> 
Kap. Industrie & Wirtschaft / Leitbild und Trans-
formationspfad / S. 58 
Im Leitbild zum Kapitel Industrie und Wirt-
schaft wird als wichtiges Element des Mo-
dernisierungspfades 6  eine Hocheffizienz-
strategie zur Minderung des Ressourcen- 
und Energiebedarfs in der Produktion, ein-
schließlich einer kontinuierlichen For-
schung und Entwicklung zur Erschließung 
weiterer Potenziale genannt. Dies wird aber 
weder als konkrete Maßnahme formuliert, 
noch in anderen Förderprogrammen darauf 
Bezug genommen7.  
** potenzieller Ansatzpunkt in ProgRess II ** 
Ggf. für die langfristigere Strategiedebatte 
(ProgRess III) relevant: Sollte eine solche 
Strategie erarbeitet werden, könnte dies ein 
wichtiger Ansatzpunkt sein, um Energie- 
und Ressourceneffizienz zusammen zu den-
ken und die Lebenszyklusperspektive zu 
verankern.    
 
Schrittweise Verringerung der Kohleverstro-
mung8 >> Kap. Energiewirtschaft / Leitbild / S. 
30 
** keine konkrete Maßnahme im Klimaschutz-
plan 2050 **  
** potenzieller Ansatzpunkt in ProgRess II ** 
Energierohstoffe werden im Rahmen von 
ProgRess II als Handlungsfeld nicht erfasst, 
obwohl diese einen großen Anteil am ge-
samten Materialumsatz haben und damit 
                                                     
5 BMUB-interne Version: Statt Modernisierungsstrategie wird der Begriff der Transformation verwendet („um die 
Machbarkeit des Transformationspfades aufzuzeigen...“); im Rahmen der NKI sollen 2017/18 Förderpro-
gramme aufgelegt werden, die dabei helfen die (im Leitbild für Industrie und Wirtschaft benannte) Hocheffi-
zienzstrategie schrittweise umzusetzen (S. 50).  
6 BMUB-internen Version vom 20.4.16: „Transformationspfades“ (S. 45). 
7 In der BMUB-internen Version werden Förderprogramme zur modellhaften Erprobung der Transformation im 
Rahmen der NKI benannt (S 45). 
8 BMUB-interne Version: „Ausstieg aus der Stromerzeugung aus Braunkohle deutlich vor 2050“ (S. 20). 
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Um die Klimaschutzziele zu erreichen 
müsse die Kohleverstromung schrittweise 
verringert werden. Allerdings können kon-
krete Schritte dazu erst ergriffen werden, 
wenn es gelingt Zukunftsperspektiven für 
die betroffenen Regionen zu schaffen. Hier-
für brauche es eine regional- und industrie-
politische Strategie, inkl. der öffentlichen 
Förderung von Investitionen und Unterneh-
mensansiedlungen in den bisherigen Braun-
kohlerevieren. 
mit beträchtlichen ökologischen Folgewir-
kungen verbunden sind.  Die zentrale Bedeu-
tung von Braunkohle für THG Emissionen 
könnte zum Anlass genommen werden um 
den Gegenstandsbereich von ProgRess 
auch auf Energierohstoffe zu erweitern und 
diese unter dem Gesichtspunkt von Materi-
aleffizienz zu bearbeiten.   
Außerdem sind Energierohstoffe in den 
Stoffstromindikatoren (z.B. DMI, DMC, RMC) 
und demzufolge auch im Indikator Rohstoff-
produktivität miterfasst. 
 
2.2 Anknüpfungspunkte im Bereich Produkte und Konsum 
 
Klima2050 ProgRess II 
Verlängerung der Nutzungsdauer von Pro-
dukten & Vereinfachung von Reparatur 
(Prüfauftrag) >> Kap. Klimaschutz in Industrie 
& Wirtschaft / Maßnahmen / S. 61 
Mit Verweis auf die Klimaschutzeffekte (und 
die Schonung der natürlichen Ressourcen) 
wird die Verlängerung der Nutzungsdauer 
von Produkten, z.B. im Rahmen der Öko-De-
sign-RL, als Ziel genannt. So sollen geeig-
nete Maßnahmen zur Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für Reparatur sowie 
die Transparenz zur Haltbarkeit geprüft wer-
den. Darüber hinaus unterstützt die B´Reg 
die Identifizierung von Maßnahmen zur Be-
reitstellung von Informationen über die Ver-
fügbarkeit von Ersatzteilen und Reparatur-
anleitungen.  
Diese Handlungsansätze sind weitgehend 
deckungsgleich mit den Ansätzen, die in 
ProgRess vorgeschlagen werden.  
In ProgRess II wird u.a. die Prüfung einer 
Einführung und Stärkung rechtlicher Instru-
mente, die eine Nutzungsverlängerung von 
Produkten und nachhaltiges Konsumverhal-
ten unterstützen, angestrebt (7.3.3). Außer-
dem wird die Identifizierung von Maßnah-
men zur Bereitstellung von Informationen 
über die Verfügbarkeit von Ersatzteilen und 
Reparaturanleitungen insbesondere auch 
für unabhängige Werkstätten unterstützt 
(7.3.5). ProgRess II könnte bei der Umset-
zung auf die Synergien verweisen.  
 
Klimaschutzrelevante Qualifikationen im 
Beruf >> Kap. Übergreifende Ziele und Maßnah-
men / Zusammenarbeit im Klimaschutz / Klima-
schutz in Unternehmen / S. 82 
In ProgRess II wird u.a. unter 7.3.3 „Ressour-
censchonung in die Produktentwicklung ein-
beziehen“ auch die Etablierung von Lehrmo-
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Klima2050 ProgRess II 
Projekte, die zur Sensibilisierung und Um-
setzung klimaschutzrelevanter Kenntnisse 
in sämtlichen Ausbildungsberufen sowie in 
der Alltagsumsetzung von Planungs- und 
Produktionsprozessen beitragen, sollen ge-
fördert werden. Vor allem als Ergänzung be-
stehender Ausbildungsberufe wird auch der 
Erwerb von Zusatzqualifikationen zur Um-
setzung von klimaschützenden Maßnah-
men im Beruf unterstützt.  
 
dulen zum ökologischen Design in der aka-
demischen Ausbildung von Designer/-innen 
und technischen Produktentwickler/-innen 
festgehalten.  
Ggf. könnte geprüft werden, inwieweit die in 
Klima2050 erwähnten angestrebten Zu-
satzqualifikationen und Ergänzungen be-
stehender Ausbildungsberufe auch um As-
pekte der Ressourceneffizienz ergänzt wer-
den können. Dies wäre nicht zuletzt dadurch 
zu rechtfertigen, dass eine Einsparung von 
Materialien auch Energieaufwände bei der 
Rohstoffextraktion, -aufbereitung und -ver-
arbeitung mindert (und damit auch THG 
Emissionen).  
Auch könnte es ein Thema für eine Veran-
staltung des BilRess-Netzwerkes werden: 
Integration von Ressourcenschutz und Kli-
maschutz in sämtliche Ausbildungsberufe. 
Treibhausgasneutrale Bundesverwaltung >> 
Kap. Übergreifende Ziele und Maßnahmen / Vor-
bildfunktion des Bundes / S. 80 
Im Klimaschutzplan 2050 wird eine THG-
neutrale Bundesverwaltung als Ziel vorge-
geben. Hierfür wird auf das Maßnahmenpro-
gramm Nachhaltigkeit von 2010 bzw. 2015 
verwiesen. Zur Darstellung der Fortschritte 
wird die Bundesregierung die Energiever-
bräuche, Anteile der erneuerbaren Energien 
sowie CO2- Emissionen für Bundesliegen-
schaften und Mobilität systematisch erhe-
ben.  Die Fortschritte sollen systematisch 
erhoben und dargestellt werden, ein Aus-
tausch zu Best-Practice Beispielen soll 
stattfinden, der energetische Sanierungs-
fahrplan umgesetzt und ein nachhaltiges 
Mobilitätsmanagement für die Bundesver-
waltung eingeführt werden. Die Maßnah-
men des Maßnahmenprogramms Nachhal-
tigkeit (u.a. Videokonferenzen, Dienst- und 
Bei Beschaffungsfragen im Sinne von 
Klima2050 steht der Energieverbrauch und 
die damit einhergehenden THG Emissionen 
in der Gebrauchsphase im Vordergrund. 
Eine Ausweitung auf die Energieaufwände in 
der Herstellungsphase könnte zugleich An-
reize für eine verstärkte Nutzung von Sekun-
därrohstoffen bieten (bspw. die ProgRess-
Maßnahme „Umstellung der Beschaffung 
für die Bundesverwaltung auf Recyclingpa-
pier“, 7.3.6). 
Die Green IT-Initiative bietet außerdem An-
knüpfungspunkte für die in ProgRess II im 
Handlungsfeld ‚Ressourceneffiziente Infor-
mations- und Kommunikationstechnologie’ 
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Elektrofahrräder usw.) sollen zügig umge-
setzt werden. 2019 wird das Programm 
überprüft und weiterentwickelt9. 
Bei öffentlicher Beschaffung wird auf die be-
stehenden Initiativen verwiesen: die Arbeit 
der Allianz für Nachhaltige Beschaffung, die 
Kompetenzstelle für Nachhaltige Beschaf-
fung, sowie die Green IT Initiative werden 
fortgesetzt. Es wird außerdem auf das Ziel 
verwiesen (im Rahmen der Nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie und des Maßnah-
menprogramms Nachhaltigkeit) bis 2020 
möglichst 50 Prozent der durch den Bund 
beschafften Textilien (außer Sondertexti-
lien) nach sozialen und ökologischen Krite-
rien zu beschaffen. 
 
Dialogprozess (zur Erarbeitung von Maß-
nahmenvorschlägen für den Klimaschutz-
plan) 
ProgRess II 
Erläuterung zum Dialogprozess:   
Als reine Bürgermaßnahme sind die Maßnahmen des Dialogprozesses gekennzeichnet, die 
im Rahmen des Bürgerbeteiligungsprozesses eingebracht wurden, aber nicht mit den Sta-
keholder-Maßnahmen zusammengeführt wurden. Im Nachgang konnten die Beteiligten 
des Verbände-, des Kommunen- sowie des Bundesländerforums schriftlich eine Empfeh-
lung zu den Vorschlägen aus dem Bürgerdialog aussprechen („Möchten Sie der Bundesre-
gierung die Maßnahme zur Aufnahme in den Klimaschutzplan empfehlen?“). 
Interpretation der Empfehlungstendenz: Die Maßnahmensteckbriefe enthalten jeweils die 
Empfehlung der verschiedenen Zielgruppen, sowie Hinweise zu den konkreten Maßnah-
men (bspw. Ergänzungen zur Ausgestaltung). Letztere sind in der vorliegenden Auswer-
tung nicht berücksichtigt. Nachfolgend wird die Anzahl und Verteilung der Beteiligten in 
den verschiedenen Formaten gelistet: Bundesländerforum: alle Bundesländer außer Bre-
men und Bayern, pro Bundesland nur eine Stimme; Kommunenforum: 36 Beteiligte; Ver-
bändeforum:  73% Wirtschaftsverbände, 23% zivilgesellschaftliche Verbände, 4% Sonstige 
(insb. Wissenschaft) (keine Gesamtzahl genannt, variierte je nach Workshop); Bürgerbetei-
ligungsforum: 472 Teilnehmende.   
Die Zuordnung der Empfehlungen erfolgte je nach Grundgesamtheit wie folgt:  
- Keine Empfehlungstendenz = mehr als die Hälfte der Abstimmenden haben sich 
enthalten  
                                                     
9 In der BMUB-internen Version vom 20.04.2016 heißt es, dass die Maßnahmen bis 2030 umgesetzt sein sollen 
(S. 65).  
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nahmenvorschlägen für den Klimaschutz-
plan) 
ProgRess II 
- Wenn die Hälfte oder mehr als die Hälfte eine Empfehlungstendenz abgeben, dann: 
1) Wird tendenziell empfohlen bzw. tendenziell nicht empfohlen = mehr Ja als 
Nein-Stimmen bzw. mehr Nein- als Ja-Stimmen (bei kleinen Gruppen bis 14 Teil-
nehmenden) 
2) Wird überwiegend empfohlen bzw. überwiegend nicht empfohlen = > 90% derer, 
die sich nicht enthalten haben, haben mit Ja bzw. Nein gestimmt (bei großen 
Gruppen ab 14 Teilnehmenden) 
3) Wird mehrheitlich empfohlen bzw. mehrheitlich nicht empfohlen = 51-89% de-
rer, die sich nicht enthalten haben, haben mit Ja bzw. Nein gestimmt (bei großen 
Gruppen ab 14 Teilnehmenden) 
4) Keine Empfehlungstendenz = gleich viele Ja- und Nein-Stimmen 
Kennzeichnung der Produkte nach ökologi-
schem Fußabdruck (Umwelt-Label) >> KSP-
IGHD-08, S. 139 („reine Bürgermaßnahme“; 
alle Akteursgruppen empfehlen die Auf-
nahme dieser Maßnahme mehrheitlich, ten-
denziell, überwiegend oder komplett) 
Das Umweltlabel soll Klima-, Energie- sowie 
CO2-Bilanzen des gesamten Lebenszyk-
lus‘ berücksichtigen und für möglichst viele 
Produkte und Dienstleistungen angewandt 
werden. Darüber hinaus sind zusätzlich In-
formationen über Recyclingmöglichkeiten, 
Lebensdauer, Reparaturfähigkeit, Nachver-
folgbarkeit der Rohstoffe, Arbeitsbedingun-
gen bei der Herstellung genannt. In dem 
Maßnahmenvorschlag werden darüber hin-
aus entsprechende Informationsoffensiven 
gewünscht sowie die Möglichkeit, Produkte 
anhand des Siegels steuerlich zu bewerten 
oder Subventionen zu vergeben. 
Unter 7.3.3 (Ressourcenschonung in die 
Produktentwicklung einbeziehen) werden 
u.a. Informationsanforderungen an Produ-
zenten zur Materialeffizienz, Lebensdauer 
und Recyclingfähigkeit von Produkten im 
Rahmen der Umsetzung der EU-Ökodesign-
Richtlinie und der EU-Energieverbrauchs-
kennzeichnungsrichtlinie genannt.   
Neben der Information zur Recyclingfähig-
keit könnte in Bezug auf Produkte auch eine 
Lebenszyklusperspektive unter Berücksich-
tigung von Vorketten einen Anknüpfungs-
punkt für ProgRess darstellen, ggf. für die 
langfristige Strategiedebatte. Wenn nicht 
nur der Energieverbrauch in der Gebrauchs-
phase betrachtet wird, sondern auch die 
Vorketten, dann würden sich Anreize zur 
Nutzung von Sekundärmaterialien ergeben.  
 
Reform Dienstwagenbesteuerung >> KSP-V-
08, S. 226 (alle Akteursgruppen empfehlen 
die Aufnahme dieser Maßnahme mehrheit-
lich, tendenziell, überwiegend oder kom-
plett) 
Die Bundesregierung soll eine technologie-
neutrale, ökologische und sozial ausgewo-
gene Reform der Dienstwagenbesteuerung 
** potenzieller Ansatzpunkt in ProgRess II **  
Dienstwagen sind überdurchschnittlich 
groß und schwer, die günstige steuerliche 
Behandlung führt zu einem Mehr an Fahr-
ten, damit werden Infrastrukturen intensiver 
genutzt (Jacob et al. 2016). Vor diesen Hin-
tergründen wäre eine höhere Besteuerung o-
  
 
 10  
Dialogprozess (zur Erarbeitung von Maß-
nahmenvorschlägen für den Klimaschutz-
plan) 
ProgRess II 
durchführen, bei der die betriebliche Absetz-
barkeit an die Klimaverträglichkeit der Fahr-
zeuge gekoppelt und der zu versteuernde 
geldwerte Vorteil in Abhängigkeit von Fahr-
leistung und CO2-Ausstoß berechnet wird. 
Außerdem wird empfohlen einen Mindes-
tanteil an THG-neutralen Fahrzeugen in Flot-
ten als Voraussetzung für eine Steuerbefrei-
ung festzulegen.  
der eine Abschaffung der pauschalen Be-
steuerung auch aus der Perspektive der Ma-
terialnutzung zu rechtfertigen.  
 
 
2.3 Anknüpfungspunkte im Bereich Kreislaufwirtschaft 
Grundsätzlich hat sich gezeigt, dass Maßnahmen zum Ausbau der Kreislaufwirtschaft über-
wiegend Synergien mit Energieeffizienz bzw. Klimaschutz haben (Werland et al 2014). Im Kli-
maschutzplan 2050 wird im Kapitel „Klimaschutz in Industrie und Wirtschaft“ das Potenzial 
der Kreislaufwirtschaft bzw. der Substitution besonders energieintensiver Primärrohstoffe 
durch sekundäre Rohstoffe für Klimaschutz angeführt (S. 58).  
 
Klima2050 ProgRess II 
Fortschreibung Abfallvermeidungspro-
gramm >> Kap. Klimaschutz in Industrie & Wirt-
schaft / Maßnahmen / S. 61 
Im Klimaschutzplan 2050 wird im Zusam-
menhang mit der Verlängerung der Nut-
zungsdauer von Produkten (s. unter 2.2) die 
Fortschreibung des Abfallvermeidungspro-
gramms durch die Bundesregierung im Jahr 
2019 betont (am besten für das Klima sei die 
Vermeidung von Abfällen).  
Hieran kann ProgRess mit seinen Initiativen 
zur Verlängerung der Lebensdauer von Pro-
dukten (u.a. Prüfung von Gesetzgebung, 
Vergabe Ecodesign Preis), sowie der geplan-
ten Stärkung von Initiativen zur Abfallver-
meidung durch Etablierung von Dialogen 
und Vernetzung der politischen und gesell-
schaftlichen Akteure (7.4.1 „Abfall vermei-
den“) anknüpfen und auf die Synergien mit 
dem Klimaschutz hinweisen. 
 
Anreize und Förderung zur Schließung der 
Stoffkreisläufe der Holznutzung 10 >> Kap. 
Landnutzung / Maßnahmen / S. 73 
Zur Ausweitung der Klimaschutzeffekte der 
Holznutzung bzw. zur Schließung der Stoff- 
und Wirtschaftskreisläufe soll die Rückfüh-
rung von Wertstoffen aus Produktionspro-
In ProgRess wird eine natur- und umweltver-
trägliche stoffliche Nutzung nachwachsen-
der Rohstoffe angestrebt. Zentral ist dabei 
eine Kombination aus stofflicher und ener-
getischer Nutzung (Kaskadennutzung), die 
im Hinblick auf Umwelt- und Klimawirkun-
gen vorteilhaft wäre. Dafür sollen unterstüt-
                                                     
10 In der BMUB-internen Version vom 20.04.2016 war diese Maßnahme nicht enthalten.  
  
 
 11  
Klima2050 ProgRess II 
zessen oder von Altholz aus den ver-
schiedensten Verwendungsbereichen (Pro-
duktdesign, Erfassung von Altholz, etc., „Ur-
ban Mining“) optimiert und durch entspre-
chende Anreize und Förderung von For-
schung, Entwicklung, die Umsetzung von 
Machbarkeitsstudien und Demonstrations-
vorhaben unterstützt werden.   
zende Strukturen etwa durch Forschungs-
vorhaben oder durch rechtliche Vorgaben im 
KrWG geschaffen werden.  
Dialogprozess ProgRess II 
Regelungen zum Umweltschutz – Förde-
rung biologisch abbaubarer Verpackun-
gen >> KSP-IGHD-09, S. 142 („reine Bürgermaß-
nahme“; alle Akteursgruppen empfehlen die Auf-
nahme dieser Maßnahme mehrheitlich, tenden-
ziell, überwiegend oder komplett) 
Mit dieser Maßnahme soll der Plastikmüll 
verringert und dadurch Erdölreserven ge-
schont und CO2-Emissionen reduziert wer-
den. In Supermärkten sollen Plastiktüten 
verboten und biobasierte und biologisch ab-
baubare Verpackungen subventioniert wer-
den. 
Die Forderung nach einem verbesserten Re-
cycling bzw. der stofflichen Verwertung von 
Kunststoffabfällen findet sich auch in Pro-
gRess wieder (u.a. auch KrW-Indikator „Re-
cyclingquote für Kunststoffabfälle“, S. 42; 
7.4.2, S. 59): hochwertiges Recycling soll 
gefördert werden und Sekundärkunststoffe 
stärker genutzt werden. Zudem sollen bio-
basierte und biologisch abbaubare Kunst-
stoffe stärker zum Einsatz gebracht werden. 
Erwägenswert ist die Aufnahme der Forde-
rung im Sinne einer Reduktion des Kunst-
stoffeinsatzes insgesamt und der Entwick-
lung entsprechender Instrumente.  
 
2.4 Anknüpfungspunkte im Handlungsfeld NH Bauen und NH 
Stadtentwicklung  
Im Klimaschutzplan 2050 wird im Handlungsfeld „Klimaschutz im Gebäudebereich“11 auf die 
im Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 angelegte Strategie klimafreundliches Bauen und 
Wohnen (S. 37) sowie auf die Energieeffizienz-Strategie Gebäude verwiesen; darin wird das 
Ziel bzw. der Weg zur Zielerreichung zu nahezu klimaneutralen Städten im Jahr 2050 be-
schrieben. Der Klimaschutzplan adressiert die für den Betrieb von Wohngebäuden wie auch 
Nichtwohngebäuden erforderlichen Verbräuche von Wärme, Kälte und Strom.  So wird im Ge-
bäudebereich vor allem die Notwendigkeit eines umfangreichen Investitions- und Moderni-
sierungsprogramms für den Klimaschutz betont, welches durch Forschungs- und Entwick-
lungsförderung flankiert werden muss (S. 39). Die dabei auch inbegriffene energetische Ge-
bäudesanierung birgt aus ressourcenpolitischer Perspektive durchaus auch Konflikte (Wer-
land et al. 2014). Allerdings werden im Klimaschutzplan auch Anknüpfungspunkte benannt, 
u.a. indem darauf verwiesen wird, dass auch bei der Herstellung und dem Recycling von Bau-
werken Energie benötigt wird, die es bestmöglich zu minimieren gelte (S. 43).  
                                                     
11 In der BMUB-internen Version heißt das Kapitel „Strategie klimafreundliches Bauen und Wohnen“. 
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Anreize für Nachhaltige Baustoffe und Bau-
weisen (Prüfauftrag) 12  >> Kap. Strategie kli-
mafreundliches Bauen & Wohnen / Maßnahmen 
/ S. 45 
Nachhaltiges Bauen wird als wichtiger As-
pekt für die Zielerreichung im Gebäudebe-
reich angeführt. Hierzu soll geprüft werden, 
ob und wie künftig Anreize geschaffen wer-
den können, Nachhaltige Bau- und Dämm-
stoffe stärker einzusetzen. Hierbei sollen 
auf Basis frei verfügbarer Ökobilanzdaten 
auch vor- und nachgelagerte Klimaschutz-
aspekte berücksichtigt werden. Ebenfalls 
geprüft werden sollen Anreize zur Unterstüt-
zung für modulare, serielle Bauweisen sowie 
generationsübergreifenden und barriere-
freien Wohnraum.  
Die in ProgRess II 7.5.1 angekündigten For-
schungsförderungen zu ressourceneffizien-
ten, integrierten Lösungen für Planung, 
Konstruktion, Bauausführung und Sanie-
rung einschließlich Aus- und Weiterbildung 
könnten die im Klimaschutzplan vorgesehe-
nen Prüfungen unterstützen. Auch die in 
ProgRess vorgesehene Stärkung des Ein-
satzes von Bauprodukten aus nachwach-
senden Rohstoffen kann in den Modellvor-
haben erprobt werden und auf die Klima-
schutzaspekte untersucht werden.   
Ein weiterer Anknüpfungspunkt besteht bei 
den Gestaltungsansätzen, die in ProgRess II 
unter 7.5.3 „Kennzeichnung von Bauproduk-
ten hinsichtlich ihrer Wirkung auf Umwelt, 
Rohstoffinanspruchnahme und Gesund-
heit“ aufgeführt sind (u.a. Informationen für 
Bauprodukte, Fortentwicklung Öko-Bau-Da-
tei, Forschungs- und Fördermittel). 
Gesellschaftlichen Dialog befördern (z.B. 
Kompetenzzentrum zukunftsgerechtes 
Bauen) >> Kap. Übergeordnete Ziele und Maß-
nahmen / Information / S. 82 
Für zentrale Lebensbereiche will die Bun-
desregierung gezielt den gesellschaftlichen 
Dialog suchen und über Information und Be-
ratung eine nachhaltige Bewusstseins- und 
Verhaltensänderung gegenüber dem Klima-
schutz fördern. Als Beispiel wird ein Infor-
mations- und Kompetenzzentrum für z.B. 
zukunftsgerechtes Bauen/Effizienzhaus 
Plus mit Elektromobilität (sowie klima-
freundliche Finanzanlagen; Förderung nach-
haltigen Konsums und nachhaltiger öffentli-
cher Beschaffung) benannt.  
Das unter 7.5.4 „Stärkung der Kreislauffüh-
rung bei Bauprozessen“ angeführte Infor-
mationsportal zur Steigerung der Akzeptanz 
von Recyclingbaustoffen und Förderung 
des Einsatzes von Recyclingmaterialien 
könnte ebenfalls dazu genutzt werden, die 
Öffentlichkeit mit Informationen zu den Po-
tenzialen einer nachhaltigen Bauweise zu 
versorgen.  
                                                     
12 BMUB-interne Version: hier heißt es, dass die Förderbemühungen im Bereich NH Bau- und Dämmstoffen ver-
stärkt werden sollen (kein Prüfauftrag); ebenfalls ausgebaut werden soll die Förderung von modularen, seriel-
len Bauweisen und generationsübergreifenden Wohnraum sowie Modellvorhaben; Informationsmaterialien 
sollen weiterentwickelt werden (S. 34).   
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Systematik zur energetischen Einordnung 
für Gebäude13 >> Kap.  Strategie klimafreundli-
ches Bauen & Wohnen / Maßnahmen / Fahrplan 
für einen nahezu klimaneutralen Gebäudebe-
stand / S. 44 
Die Erarbeitung einer Systematik wird ange-
kündigt, die den Gebäudeeigentümern eine 
energetische Einordnung des jeweiligen Ge-
bäudes ermöglichen und den Sanierungsbe-
darf hin zu einem klimaneutralen Gebäude 
aufzeigen soll. Geprüft werden soll, inwie-
weit eine vorgezogene freiwillige Sanierun-
gen belohnen bzw. unterstützen werden 
kann14.  
In ProgRess II wird die Unterstützung von 
Bewertungssystemen zum nachhaltigen 
Bauen in der Wohnungswirtschaft angekün-
digt (7.5.1). Hierbei könnte verstärkt auf die 
Sanierung von Gebäuden eingegangen und 
dabei Klimaschutz und Ressourceneffizienz 
zusammen gedacht werden. Auch für die 
Bewertungskriterien wäre es sinnvoll nicht 
alleine auf den Energieverbrauch in der Nut-
zung abzuzielen, sondern den gesamten Le-
benszyklus von Baumaterialien und Gebäu-
den zu betrachten. 
Praxisnahe Forschung & Interministerieller 
Arbeitskreis für Städte und Gemeinden der 
Zukunft >> Kap. Strategie klimafreundliches 
Bauen & Wohnen / Maßnahmen / S. 45 
Die praxis- und anwendungsnahe For-
schung soll intensiviert werden, um gute 
Beispiele zur Problemlösung zur Verfügung 
zu stellen. Dabei sollen Fragen der Bedeu-
tung von IKT, der Vernetzung aller relevanter 
Sektoren, und nach der Flexibilität in der Ge-
staltung von Städten und Gemeinden, u.a. 
um auf demographische Veränderungen re-
agieren zu können, zentral gestellt werden15.  
Im Klimaschutzplan 2050 wird für die ress-
ortübergreifende Bearbeitung dieser Fragen 
auf den 2015 eingerichteten interministeriel-
len Arbeitskreis „Nachhaltige Stadtentwick-
lung in nationaler und internationaler Per-
spektive“ verwiesen. 
** potenzieller Ansatzpunkt in ProgRess II **  
Der IMA könnte genutzt werden, um die Sy-
nergien des nachhaltigen Bauens für Klima-
schutz und Ressourcenschonung zu beto-
nen und u.a. an das Interesse des Deut-
schen Städte- und Gemeinderats am Thema 
RE anzuknüpfen; auch bieten sich Anknüp-
fungspunkte zu den ProgRess II-Maßnah-
men im Bereich IKT.  
 
Effizienzmaßnahmen in der Wasserver- und 
–entsorgung **keine konkrete Maßnahme 
im Klimaschutzplan 2050 ** >> Kap. Leitbild 
Industrie & Wirtschaft / S. 58 
Z.B. die unter 7.5.2 „Ressourcenschonende 
Infrastrukturen“ genannte Förderung inno-
vativer Techniken für einen nachhaltigen 
                                                     
13 In der BMUB-internen Version soll eine „Systematik für Klimaschutzklassen“ entwickelt werden (S. 33). 
14 In der BMUB-internen Version vom 20.04.2016: „... Vorgezogene freiwillige Sanierungen wird die Bundesregie-
rung durch geeignete Förderungen unterstützen, ...“ (S. 33) 
15 BMUB-interne Version: hier wird ein „praktikabler Planungs- und Förderleitfaden für Städte und Gemein-
den“ angekündigt, der im Ressortkreis entwickelt werden soll (S. 34) 
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Auch im Bereich der Wasserversorgungs- 
und Wasserentsorgungswirtschaft beste-
hen noch Potenziale, die konsequent ge-
nutzt werden müssen, beispielsweise durch 
Effizienzmaßnahmen oder den Einsatz von 
Klärgas und anderen erneuerbaren Energie-
trägern bei der Abwasserbehandlung. 
Umbau der Abwasserinfrastrukturen bieten 
Synergiepotenziale. 
Hemmnisse für stoffliche Holznutzung ab-
bauen 16>> Kap. Landnutzung / Maßnahmen / 
S. 72f 
Die Kaskadennutzung von Holz soll weiter 
ausgebaut und Vorrang vor der energeti-
schen bekommen. Hemmnisse, die den Ein-
satz von langlebigen Holzprodukten auf-
grund baurechtlicher Vorschriften oder ma-
terialtechnischer Eigenschaften erschwe-
ren, sollen abgebaut werden. Zusätzliche 
Anwendungsbereiche für Produkte aus 
Laubholz sollen erschlossen und neue, inno-
vative Verwendungen von Holzprodukten 
und -werkstoffen erforscht und entwickelt 
werden.  
Auch ProgRess II betont die Stärkung des 
Einsatzes von Bauprodukte aus nachwach-
senden Rohstoffen (7.5.1). 
Stärkung und Evaluierung von Musterquar-
tieren (Sektorkoppelung)17 >> Kap. Bauen & 
Wohnen / Maßnahmen / S. 46 
Musterquartieren, in denen neue Formen der 
Vernetzung und Sektorkoppelung erprobt 
werden, wie z.B. intelligente Steuerung der 
Haustechnik, sollen gestärkt und evaluiert 
werden.  
** potenzieller Ansatzpunkt in ProgRess II **  
ProgRess könnte hier sowohl mit RE-IKT als 
auch RE Bauen im Rahmen der Musterquar-
tiere anknüpfen.  
 
 
2.5 Anknüpfungspunkte im Handlungsfeld ressourceneffiziente 
IKT 
Im Klimaschutzplan 2050 wird im Handlungsfeld Gebäudebereich das Konzept einer „Smart 
City“ als förderungswürdig benannt (S. 41), also die durch Energieeffizienz- und IKT-techno-
logien geprägte und vernetzte Stadt. Wiederholt wird auf die Klimaschutzpotenziale der Digi-
talisierung (bei der Energiewende, S. 8; 32, beim Verkehr, S. 49, 51, 56; in der Wirtschaft, S. 
                                                     
16 BMUB-interne Version: eine Modellierung der für den Erhalt der Waldkohlenstoffsenken optimalen stofflichen 
Holznutzung bis 2020 wird angekündigt, auf deren Basis dann weitere Maßnahmen konkretisiert werden sol-
len (S. 59). Der Hemmnisabbau, zusätzliche Anwendungsbereiche etc., waren allerdings nicht erwähnt.  
17 In der BMUB-internen Version: „... Musterquartierte gefördert und evaluiert werden ...“ (S. 35) 
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58) und der Sektorkoppelung (S. 19, 32) verwiesen. Die Maßnahmen des Klimaschutzplanes, 
die Anknüpfungspunkte für ProgRess im Bereich IKT darstellen können, werden nachfolgend 
gebündelt aufgezählt:  
 
Klima2050 ProgRess II 
Beschaffung energieeffizienter und nach-
haltiger Informationstechnik >> Kap. Über-
greifende Ziele und Maßnahmen / Vorbildfunk-
tion des Bundes / Green IT-Initiative / S. 80 (vgl. 
auch S. 6 oben) 
Die bestehende Initiative soll fortgeführt 
werden.  
„smart city“-Konzepte **keine konkrete 
Maßnahme im Klimaschutzplan 2050 ** >> 
Kap. Klimaschutz im Gebäudebereich / Leitbild / 
S. 30 
Aus Sicht der Bundesregierung sollen sol-
che Konzepte unterstützt und gefördert wer-
den. Allerdings werden hier keine konkreten 
Maßnahmen benannt; lediglich die Bearbei-
tung solcher Fragen im Rahmen des intermi-
nisteriellen Arbeitskreises „Nachhaltige 
Stadtentwicklung in nationaler und interna-
tionaler Perspektive“ wird erwähnt.  
Erarbeitung einer Digitalisierungsstrategie 
für den Verkehr >> Kap. Klimaschutz und Mobi-
lität / Maßnahmen / S. 56  
18 
Für die THG-neutrale Bundesverwaltung 
stellt die in ProgRess benannte Maßnahme 
unter „7.6.3 Ressourceneffiziente IKT-Pro-
dukte und Dienstleistungen bevorzugt be-
schaffen“ einen direkten Anknüpfungspunkt 
dar.  
Aber auch übergeordnet, sowohl beim Leit-
bild „smart city“ als auch bei der Digitalisie-
rungsstrategie und der Sektorkoppelung 
sollte ProgRess II auf ressourceneffiziente 
IKT hinwirken. Die Software, die im Klima-
schutzplan 2050 eine klimaschonende 
Stadt ermöglicht, soll auch selbst ressour-
censchonend sein. Damit könnte ProgRess 
II („7.6.2 Mit effizienter Software die Res-
sourceninanspruchnahme der IKT verrin-
gern“) bei der Erarbeitung von Smart-City 
Konzepten beitragen (IMA NH Stadtentwick-
lung). Auch bei der Kennzeichnung von um-
weltfreundlicher Software, wie sie als ein 
Gestaltungsansatz bei ProgRess II aufge-
führt ist, kann explizit auf die Klima- und 
Ressourcenfreundlichkeit verwiesen wer-
den. Bei den ressourceneffizienten Rechen-
zentren (7.6.4. ProgRess II) wird direkt von 
Energieeffizienz gesprochen, so dass hier 
auch auf den Beitrag zum Klimaschutzplan 
2050 verwiesen werden kann. 
 
                                                     
18 In der BMUB-internen Version vom 20.04.2016 wird ein Prüfauftrag zur Digitalisierung im Verteilnetz formu-
liert (S. 23); es solle geprüft werden ob durch den derzeitigen gesetzlichen und regulatorischen Rahmen die 
notwendigen Impulse für einen intelligenten Netzausbau auf der Verteilnetzebene gesetzt werden und wie eine 
weitere Digitalisierung im Verteilnetz vorangebracht werden kann. 
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2.6 Anknüpfungspunkte bei den übergreifenden Maßnahmen  
Bei den übergreifenden Instrumenten in ProgRess II gibt es Anknüpfungspunkte zum Klima-
schutzplan2050 vor allem in den Bereichen Bildung, Information und Abbau umweltschädli-
cher Subventionen. 19  
Klima2050 ProgRess II 
Bildung und Information zu Klimaschutz 
entlang der gesamten Bildungskette >> Kap.  
Übergeordnete Ziele und Maßnahmen / Bildung 
/ S. 81 
Beim Klimaschutzplan 2050 wird festgehal-
ten, dass die Bundesregierung im Rahmen 
der föderalen Bildungsstrukturen die Unter-
stützung der Akteure und Angebote der Kli-
maschutzbildung entlang der gesamten Bil-
dungskette fortführen und bedarfsgerecht 
ausbauen sowie die Bildungsangebote zum 
Klimaschutz in bestehende und zukünftige 
Förderlinien des Bundes integrieren wird. 
Die Förderung von Klimaschutzprojekten 
u.a. in Schulen wird im Rahmen der NKI fort-
gesetzt. 
Unter 7.7.8 heißt es bei ProgRess II „Das 
Thema Ressourcen im Bildungssystem ver-
ankern“, wobei sowohl die Integration des 
Themas Ressourcen(schonung) in alle Bil-
dungsbereiche angestrebt, als auch die Ver-
stetigung des Netzwerks „Bildung für Res-
sourcenschonung und Ressourceneffizi-
enz“ (BilRess) genannt wird. Auch hier 
könnte ProgRess bei der Umsetzung auf die 
Synergien beider Politikfelder verweisen. 
Auch bisher konkurrierende auf Bundes- o-
der Länderebene ausgelobte Schulwettbe-
werbe –wie Klimaschulen und Ressourcen-
Schulen oder Ressourcenkönige aus Bayern 
– könnten zusammengeführt und sowohl 
Ressourcenschutz- als auch Klimaschutz-
maßnahmen in Schulen fördern.    
 
Zielgruppenspezifische Kommunikations-
strategien für Klimaschutz >> Kap. Überge-
ordnete Ziele und Maßnahmen / Information / S. 
82 
Im Klimaschutzplan 2050 wird eine „Infor-
mationskampagne Klimaschutz 2050“ an-
gekündigt, die laufend, zielgruppenspezi-
fisch über die Klimaschutzziele, Wege zu ih-
rer Erreichung sowie die Umsetzung der ak-
tuellen Klimaschutzmaßnahmen informiert. 
Die Kampagne soll mit anderen Bildungs- 
und Informationskampagnen koordiniert 
werden, um Doppelungen zu vermeiden und 
Wechselwirkungen aufzuzeigen. 
In ProgRess II wird unter 7.7.7 „öffentliches 
Bewusstsein für Ressourcenschonung 
schaffen“ u.a. die Fortentwicklung zielgrup-
penspezifischer Kommunikationsstrategien 
für Ressourcenschonung/-kultur benannt. 
Bei den Kommunikationsstrategien könnte 
ProgRess II in der Umsetzung auf die Klima-
schutzpotenziale von Ressourceneffizienz 
verweisen und somit den Link zum Klima-
schutzplan 2050 herstellen.  
 
                                                     
19 In der BMUB-internen Version wird als Maßnahme die Entwicklung einer ambitionierten Energieeffizienzstrate-
gie bis 2020 angekündigt, um Energieeffizienz in allen Bereichen voran zu bringen (S. 26). (Hier hätte ein An-
knüpfungspunkt bestanden, insofern ProgRess II die gemeinsame Betrachtung von Material- und Energieeffi-
zienz hervorhebt und darauf hinwirken könnte den gesamten Lebenszyklus zu betrachten.)  
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Klimafreundliche Fortentwicklung des 
Steuer- und Abgabensystems >> Kap. Über-
greifende Maßnahmen, S. 7520 
Im Klimaschutzplan heißt es, dass die 
Transformation von Wirtschaft und Gesell-
schaft hin zu einem treibhausgasneutralen 
Deutschland nicht nur eine integrative, sys-
tematische Herangehensweise, sondern in 
vielen Fällen, beispielsweise für die Ent-
kopplung von Wachstum und Umweltver-
brauch oder für eine klimafreundliche Fort-
entwicklung des Steuer- und Finanzsys-
tems, auch einen längeren Vorlauf erfordere.  
Es wird festgehalten, dass Umweltsteuern 
und Gebühren kosteneffizient Anreize für kli-
mafreundliches Wirtschaften schaffen kön-
nen. Die ökologische Steuerreform von 1999 
wird als wichtiges Beispiel gewürdigt. Als 
Prüfauftrag wird die Weiterentwicklung des 
Steuer- und Abgabensystems festgehalten, 
um zur Erreichung der Klimaschutzziele bei-
zutragen. Für die Verursacher wird die Bun-
desregierung die ökonomischen Anreize, 
Umweltbelastungen zu senken, stärken; 
hierzu werden klimaschädliche Auswirkun-
gen verschiedener Steuern betrachtet.   
** potenzieller Ansatzpunkt in ProgRess II ** 
Ressourcensteuern werden als Maßnahme 
in ProgRess II nicht erwähnt; sie könnten 
aber u.a. im Rahmen der notwendigen Fort-
entwicklung der Ressourcenpolitik ein zent-
rales Instrument darstellen, um die Ressour-
cennutzung nachhaltiger zu gestalten. 
 
Abbau umweltschädlicher Subventionen 
Kap. Übergreifende Maßnahmen, S. 76 
Die Bundesregierung will sich auf allen Ebe-
nen dafür einsetzen, dass diese abgebaut 
werden bzw. in Investitionen in für zukunfts-
orientierte, sozial-ökologische gerechte 
Maßnahmen umgewidmet werden21. 
In ProgRess heißt es unter 7.7.3 u.a. „Sub-
ventionen abbauen, die die Ressourceninan-
spruchnahme fördern“; es wird auf seit 2015 
verankerte Nachhaltigkeitsprüfung verwie-
sen, die bei Erarbeitung des Subventionsbe-
richt der B´Reg angewandt wird. Allerdings 
werden bei diesen Prüfungen bisher As-
pekte der Ressourcennutzung nicht syste-
matisch betrachtet, vermutlich, weil diese 
                                                     
20 BMUB-interne Version: hier heißt es „Weiterentwicklung ökologische Steuerreform“ (S. 61). Diese soll durch 
die Besteuerung des Ressourcenverbrauchs bei geeigneter Ausgestaltung kosteneffizient Anreize für klima-
freundliches Wirtschaften schaffen und dabei auch die ökologischen Belastbarkeitsgrenzen als Maßstab für 
diese Kostenberechnung nutzen. Es soll außerdem ein übergreifendes Konzept für Internalisierungsoptionen 
entwickelt werden. Als Prüfauftrag wird festgehalten, inwiefern zusätzliche Abgaben auf fossile Kraftstoffe 
und Heizstoffe die Nachfrage umwelt- und klimaschonender Technologien unterstützten und stimulieren kön-
nen (S. 62). 
21 BMUB-interne Version vom 20.04.2016: „Die Bundesregierung wird auf eine internationale Vereinbarung zur 
Vermeidung umweltschädlicher Subventionen hinwirken, wie sie der Strategische Plan der Biodiversitätskon-
vention von 2010 zum Abbau biodiversitätsschädlicher Subventionen bis 2020 bereits enthält“ (S. 62) 
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meist ein indirektes Ergebnis der Subventio-
nierung von Energie oder Transport sind 
(Münch und Jacob 2014).  
Förderung und Anreize für klimafreundliche 
Investitionen >> Kap. Übergeordnete Ziele und 
Maßnahmen / S. 76 
Im Klimaschutzplan 2050 wird die Langfris-
tigkeit von Infrastrukturinvestitionen betont 
und die damit einhergehende Notwendig-
keit, diese nachhaltig auszugestalten. Es sei 
wichtig die das SDG-Ziel 9 („Eine belastbare 
Infrastruktur aufbauen, inklusive und nach-
haltige Industrialisierung fördern und Inno-
vationen unterstützen“) im Blick zu behal-
ten.  Die Bundesregierung kündigt vor die-
sem Hintergrund an zu prüfen, wie Anreiz-
strukturen22 für klimafreundliche Investitio-
nen verbessert werden können,  und kündigt 
an daran zu arbeiten, wie die Fehlallokation 
von Kapital vermieden werden kann23. Für 
öffentliche Gelder solle geprüft werden, wie 
Angebote für klima- und umweltgerechte 
Geldanlagen übertragen werden können24.  
** potenzieller Ansatzpunkt in ProgRess II ** 
Zwar heißt es in ProgRess II unter 7.5.2, 
dass ressourcenschonende Infrastrukturen 
zu entwickeln seien. Die Bundesregierung 
soll sich auch auf EU-Ebene weiter für eine 
stärkere Berücksichtigung des effizienten 
Umgangs mit Ressourcen bei der Gestal-
tung der Förder- und Auswahlkriterien wich-
tiger Infrastrukturmaßnahmen einsetzen. 
Der Fokus liegt in ProgRess auf dem Rück-
bau von nicht genutzten Infrastrukturen und 
der Sanierung / Umbau von Abwasserkana-
lisation. Es könnte erwogen werden, die 
Überlegungen zur Ressourcenschonung 
auch auf die aus Klimaschutzgründen erfor-
derlichen Infrastrukturen anzuwenden.  
 
Nachhaltiger Handel25 >> Kap. Übergeordnete 
Ziele und Maßnahmen / S. 77 
In Handelsabkommen sollen Prinzipien der 
Nachhaltigkeit stärker berücksichtigt wer-
den und nachhaltige Produkte und Dienst-
leistungen im Handel bevorzugt werden 
können. Hierfür sollte Deutschland sich im 
Rahmen der EU und der WTO einsetzen.  
** potenzieller Ansatzpunkt in ProgRess II ** 
Der internationale Handel ist bei der Res-
sourcennutzung insbesondere hinsichtlich 
der Rohstoffgewinnung und der Umweltwir-
kungen in den Lieferketten relevant. Eine In-
tegration von Aspekten der Ressourceneffi-
zienz und -schonung wäre wünschenswert. 
Ansatzpunkte wären insbesondere bei den 
Initiativen zur Verbesserung der Transpa-
renz in der Wertschöpfungskette zu finden, 
die ggf. auch Eingang in der Handelspolitik 
finden könnten.  
                                                     
22 BMUB-interne Version wird auch der Bankenbereich genannt (S. 63) 
23 BMUB-interne Version: „wird daran arbeiten zu verdeutlichen, wie die globale Kapital-Allokation gestaltet wer-
den muss, um nicht nur finanzielle Risiken zu vermeiden, sondern die Transformation aktiv voranzutreiben und 
zu gestalten“ (S. 63) 
24 BMUB-interne Version: hier heißt es, dass zur Vermeidung von Fehlanreizen bei Investitionen auch gehöre, 
aus Umwelt- und Klimaschutzsicht nicht vertretbare Vorhaben, Projekte und Technologien nicht länger finanzi-
ell zu unterstützen; darüber hinaus sollte ein Kriterienkatalog für die umwelt- und klimagerechte Anlage öffent-
licher Gelder erarbeitet werden (S. 63).  
25 Nachhaltiger Handel wird in der BMUB-internen Version nicht erwähnt.  
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Ergänzende Wohlfahrtsmaßstäbe zur Be-
wertung gesell. Fortschritts (Prüfauf-
trag)26  >> Kap. Übergreifende Maßnahmen, S. 
77 
Es soll geprüft werden, ob und inwieweit 
eine Ergänzung mit Orientierung an anderen 
Wohlfahrtsmaßstäben erfolgen kann. Im Kli-
maschutzplan heißt es, dass bei der „Be-
trachtung und Bewertung von Wohlstand 
der kombinierte Einsatz wirtschaftlicher Gü-
ter und Infrastrukturen, Fähigkeiten und Be-
ziehungen in der Gesellschaft und vor allem 
der verfügbare Reichtum eines Landes an 
natürlichen Lebensgrundlagen und Ökosys-
temen mit aufgenommen“ werden solle.  
** potenzieller Ansatzpunkt in ProgRess II ** 
Bei ergänzenden Wohlfahrtsindikatoren 
könnte der Beitrag der Ressourceneffizienz 
zur Vermeidung von THG und Schonung der 




Dialogprozess Klima2050 ProgRess II 
Einführung einer CO2-Steuer und Umset-
zung des Verursacherprinzips >> KSP-E-21, S. 
112 (Die Maßnahme ging aus dem Bürgerdialog 
hervor; Empfehlung der Teilnehmenden des 
Kommunenforums, des Verbändeforums, des 
Online-Bürgerdialogs, des Delegiertengremiums: 
mehrheitlich zur Aufnahme empfohlen; Empfeh-
lung des Bundesländerforums: tendenziell nicht 
zur Aufnahme empfohlen.) 
Die Bundesregierung soll den Emissions-
handel ergänzen durch  
- Einrichtung eines Klimafonds, finan-
ziert aus den Einnahmen einer CO2-
Steuer und/oder einer an der CO2-In-
tensität orientierten Steuer auf 
Strom und Wärme.   
- Ende der EEG-Privilegierung (Be-
sAR), aller steuerlichen Vorteile der 
** potenzieller Ansatzpunkt in ProgRess II ** 
Ein Anknüpfungspunkt ergibt sich hier mit 
Blick auf die Besteuerung von Ressourcen-
verbrauch. Die Begründungen für eine Be-
steuerung von Energienutzung oder CO2 
Emissionen dürften für Steuern auf Materi-
alnutzung anschlussfähig sein.  
 
                                                     
26 BMUB-interne Version vom 20.04.2016: es wird explizit auf den Nationaler Wohlfahrtsindex (NWI) verwiesen, 
für den geprüft werden soll, ob er dem BIP zur Seite gestellt werden kann; dieser beinhalte u.a. auch Klima-
Komponenten wie „Ersatzkosten durch Verbrauch nicht erneuerbarer Energieträger“ oder „Schäden durch 
Treibhausgase“ (S. 64) 
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Braunkohle und vollständige Interna-
lisierung aller externen Kosten der 
konventionellen Energieerzeugung 
- Einbezug aller Emittenten (und Ver-
kehrsarten)   
- Finanzierung von EE-Ausbau und -
Forschung aus dem Fonds, um Sen-
kung der EEG-Umlage zu ermögli-
chen 
Einführung einer Klimaabgabe >> KSP-IGHD-
12, S. 149 (Die Maßnahme ging aus dem Bürger-
beteiligungsprozess hervor; Verbändeforum: 
nicht zur Aufnahme empfohlen; Bundesländer: 
keine Empfehlungstendenz) 
Einführung einer Klimaabgabe für die Pro-
duktion, Verpackung, Logistik und Entsor-
gung von Produkten in Abhängigkeit des 
Ressourcenverbrauchs und der Bildung 
schädlicher Klimagase. Die Klimaabgabe 
soll für die Förderung klimafreundlicher Pro-
dukte und Dienstleistungen verwendet wer-
den. 
** potenzieller Ansatzpunkt in ProgRess II ** 
Ein Anknüpfungspunkt ergibt sich hier mit 
Blick auf die Besteuerung von Ressourcen-
verbrauch. (s.o.) 
Der Bürgerratschlag zu ProgRess II (2015) 
empfahl beispielsweise die Erhebung einer 
Primärbaustoffsteuer. 
 
2.7 2.7 Anknüpfungspunkte Monitoring, Prozess & andere politi-
sche Ebenen  
Jenseits der konkreten Maßnahmen ergeben sich auch mit Blick auf den Strategieprozess 
(inkl. Monitoring und Fortschreibung) Anknüpfungspunkte zwischen dem Klimaschutzplan 
und ProgRess II. 
 
Klima2050 ProgRess II 
Maßnahmenprogramme und Fortschrei-
bung  >> Kap. Umsetzung und Fortschreibung 
des Klimaschutzplans / S. 83 
Die erste Fortschreibung des Klimaschutz-
planes erfolgt Ende 2019/ Anfang 2020. Ein 
erstes Maßnahmenprogramm mit Blick auf 
die Zielerreichung 2030, welches möglichst 
in ihren Minderungswirkungen quantifizierte 
Maßnahmen enthält, wird 2018 erstellt. Für 
die Maßnahmenprogramme werden jeweils 
Impact Assessments durchgeführt, in denen 
Sowohl ProgRess als auch der Klimaschutz-
plan sehen eine Überarbeitung bzw. Fort-
schreibung in regelmäßigen Abständen vor. 
Zeitlich ist die Fortschreibung beider Strate-
gien für 2020 geplant. Hier könnte in beiden 
Strategien noch mehr auf die Synergien ver-
wiesen werden.  
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die sozialen, ökologischen und ökonomi-
schen Auswirkungen betrachtet werden.  
Die Ausarbeitung des Maßnahmenpro-
gramms 2018 bietet ein Gelegenheitsfens-
ter die bestehenden Anknüpfungspunkte 
einzubringen.  
Wissenschaftlicher Begleitprozess >> Kap. 
Umsetzung und Fortschreibung des Klima-
schutzplans / S. 84 
Von der Bundesregierung wird eine Wissen-
schaftsplattform ausgewählter natur- und 
sozialwissenschaftlicher Forschungsein-
richtungen eingerichtet, die für die Überprü-
fung und Fortschreibung des Klimaschutz-
planes sowie die Überarbeitung von Maß-
nahmenprogrammen zuständig.  
** potenzieller Ansatzpunkt in ProgRess II ** 
Bei der Einrichtung der Plattform sollten 
auch Projekte und Forschungseinrichtun-
gen mit ressourcenpolitischem Schwer-
punkt vertreten, bzw. auf die Verknüpfung 
Klimaschutz – RE geachtet werden.   
 
Monitoring: Jährliche Klimaschutzberichte 
der Bundesregierung 27  und unabhängige 
Kommission >> Kap. Umsetzung und Fort-
schreibung des Klimaschutzplans / S. 84 
Die Bundesregierung erstellt jährlich Klima-
schutzberichte, die gemäß dem bereits ein-
geführten Format den Stand der Maßnah-
menumsetzung enthalten. 
Darüber hinaus wird eine unabhängige wis-
senschaftliche Kommission zur Beratung 
der Fortschreibung der Klimaschutzpläne 
berufen 28.  
** potenzieller Ansatzpunkt in ProgRess II **  
In ProgRess II könnte darauf hingewirkt wer-
den, dass in den Klimaschutzberichten auch 
Aspekte der Ressourceneffizienz bzw. res-
sourceneffizienten Beschaffung (vgl. oben) 
berichtet werden. Darüber hinaus könnte 
das Monitoring des Energiebedarfs der res-
sourceneffizienten Rechenzentren (7.6.4) 
an die Klimaschutzberichte geknüpft wer-
den). 
Beteiligungsverfahren:  zur Entwicklung ei-
ner „Vision 2050“ (bei der Fortschreibung 
des Klimaschutzplans) sowie bei den Maß-
nahmenprogrammen >> Kap. Umsetzung und 
Fortschreibung des Klimaschutzplans / S. 84 
Im Klimaschutzplan 2050 heißt es, dass der 
Gegenstand der Beteiligung zur Fortschrei-
bung des Klimaschutzplans auch die For-
mulierung von Leitbildern und transformati-
ven Pfaden („Vision 2050“) zur Erreichung 
des Ziels der weitgehenden Treibhausgas-
neutralität Deutschlands sein wird. Nach der 
In ProgRess II heißt es, dass auch bei den 
zukünftigen Fortschreibungen des Deut-
schen Ressourceneffizienzprogramms Bür-
gerinnen und Bürger in geeigneter Weise 
eingebunden werden sollen. Von der Evalua-
tion des Klimaschutzplans kann auch Pro-
gRess lernen (was kann besser gemacht 
werden? Was war gut?). In jedem Fall sollte 
bei der Beschreibung der „transformativen 
Pfaden“ und Leitbildern im Rahmen des Kli-
maschutzplanes Ressourceneffizienz / 
                                                     
27 BMUB-interne Version vom 20.04.2016: hier sind die Klimaschutzberichte unter Federführung des BMUB ge-
plant.  
28 In der BMUB-internen Version vom 20.4.2016 sollte die Kommission unter der Federführung des BMUB tagen 
(S. 69).  
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Evaluation des 2015/2016 durchgeführten 
Dialogprozesses zum Klimaschutzplan 
2050 wird entschieden, wie dieser gesell. 
Prozess organisiert wird.  
Ressourcenschonung als Thema einge-
bracht werden (S. 40). Denkbar wäre sogar, 
die Leitbildentwicklung zusammen zu den-
ken („klimaneutrales, ressourcenleichtes 
Deutschland 2050") 
Kommission Wachstum, Strukturwandel 
und Regionalentwicklung29  >> Kap. Energie-
wirtschaft / S. 35 
Es wird betont, dass für die vom Struktur-
wandel betroffenen Branchen und Regionen 
realistische Perspektiven entwickelt werden 
müssen. Die Kommission, die beim BMWI 
angesiedelt wird, soll zur Unterstützung des 
Strukturwandels einen Instrumentenmix 
entwickeln, der wirtschaftliche Entwicklung, 
Strukturwandel, Sozialverträglichkeit und 
Klimaschutz zusammen bringt.   
** potenzieller Ansatzpunkt in ProgRess II ** 
In der Kommission sollte auch das Thema 
RE verankert werden sowie eine Lebenszyk-
lusperspektive auf Energieeffizienz. 
 
Verankerung Klimaschutz auf kommunaler 
Ebene (Prüfauftrag) >> Kap. Übergreifende 
Maßnahmen / Zusammenarbeit im Klimaschutz 
/ S. 83 
Um der Bedeutung regionalen und lokalen 
Handelns für den Klimaschutz Rechnung zu 
tragen, soll geprüft werden, auf welche 
Weise dem Klimaschutz auf regionaler und 
lokaler Ebene30 ein höheres Gewicht zukom-
men gelassen werden kann. 
** potenzieller Ansatzpunkt in ProgRess II **  
Mit ProgRess II könnte an den Prüfauftrag 
angedockt werden, ob neben Klimaschutz 
auch Ressourceneffizienz bzw. Ressour-
censchonung bspw. als kommunale Pflicht-
aufgabe oder pflichtige Selbstverwaltung 
verankert werden kann.  
 
Impact Assessment der Sektorziele 31  >> 
Kap. Präambel / S. 3 (nochmals S. 26) 
Die Ergebnisse umfassender Impact Asses-
sments zu den einzelnen Sektorzielen des 
Klimaschutzplanes sollen mit den Sozial-
** potenzieller Ansatzpunkt in ProgRess II **  
Konkrete rohstoff- oder sektorenbezogene 
Ziele zur Reduktion der Materialnutzung o-
der der Verbesserung der Ressourceneffizi-
enz werden kontrovers diskutiert und mit 
                                                     
29 BMUB-interne Version vom 20.04.2016: Hier heißt die Kommission „Klimaschutz und Vollendung der Energie-
wende“ (S. 26). Es wird auf die Notwendigkeit der schrittweisen Reduzierung der Kohleverstromung verwiesen 
(im Klimaschutzplan 2050 fehlt dieser Verweis), aber auch, dass dieser Prozess sozial- und industriepolitisch 
klug durchgeführt werden müsse. Die Kommission solle den Transformationsprozess in der Energiewirtschaft 
beschreiben, d.h. wie die Klimaziele erreicht, gleichzeitig aber auch Versorgungssicherheit für Industrie und 
Verbraucher und wettbewerbsfähige Energiekosten erhalten werden können; Ergebnisse sollten Mitte 2017 
vorgelegt werden.  
30 BMUB-interne Version vom 20.04.2016: hier heißt es „... verbindlich ein höheres Gewicht zukommen zu las-
sen“ (S. 68).  
31 In der BMUB-interne Version ist kein solcher Verweis enthalten.  
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Klima2050 ProgRess II 
partnern diskutiert werden, um so eine An-
passung 2018 zu ermöglichen.  (Ob dabei 
die Impact Assessments gemeint sind, die 
im Rahmen der Maßnahmenprogramme ge-
plant sind, wird nicht ganz klar; vgl. S. 18 
oben) 
Verweis auf drohenden Verlust von Wettbe-
werbsfähigkeit abgelehnt. Das gegenwär-
tige Programm enthält daher keine entspre-
chenden Ziele. Impact Assessments wie im 
Klimaschutzplan könnten ggf. auch in der 
Ressourcenpolitik genutzt werden, um Vor-
behalte zu überwinden.  
 
2.8 Zwischenfazit 
Das Nebeneinanderlegen der Maßnahmen und Gestaltungsansätze beider Strategien zeigt, 
dass viele Anknüpfungspunkte und Synergien bestehen. Die Potenziale von Materialeinspa-
rung und Nutzung von Sekundärmaterialien für den Klimaschutz werden jedoch häufig nicht 
explizit gemacht. Im Klimaschutzplan 2050 wird überwiegend auf den Energieverbrauch in 
der Nutzungsphase von Produkten fokussiert. Diese Perspektive greift auch aus klimapoliti-
schen Erwägungen zu kurz. Eine Betrachtung von Energieaufwänden entlang des gesamten 
Lebenszyklus‘ unter Einschluss von Vorprodukten und Entsorgung / Recycling ist nötig, um 
Problemverlagerungen entlang der Produktionskette zu vermeiden und die globalen Treib-
hausgas-Emissionen zu adressieren. Eine solche Erweiterung der Perspektive, bei der auch 
die Emissionen bei der Rohstoffextraktion berücksichtigt werden, könnte Anreize für die Nut-
zung von Sekundärmaterialien oder Materialeinsparungen setzen. ProgRess II könnte bei der 
Implementierung der geplanten Maßnahmen des Klimaschutzplanes (u.a. bei der Konkreti-
sierung im Rahmen der Maßnahmenprogramme), den Impact Assessments der Sektorziele 
sowie durch Beteiligung in den vorgesehenen Kommissionen, jeweils auf die Klimaschutzpo-
tenziale hinweisen, um so in den Fachgemeinschaften und der öffentlichen Wahrnehmung 
den Blick für die Synergien zwischen Ressourceneffizienzpolitik und Klimaschutz weiter zu 
stärken.  
Neben den konkreten Anknüpfungspunkten gibt es auch solche, die eher langfristig genutzt 
werden könnten. So gehen bspw. einigen Maßnahmenvorschlägen aus dem Klima2050-Dia-
logprozess über die in beiden Strategien vorgesehene Instrumente hinaus bzw. machen über 
die jeweilige Empfehlungstendenz den potenziellen Unterstützerkreis deutlich (bspw. für 
Ressourcensteuern und -abgaben). Diese diskursiven Anknüpfungspunkte könnten für die 
Weiterentwicklung einer Ressourcenpolitik – die sich auch mit Grenzen und Suffizienz be-
fassen muss – bedeutend sein.
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3 Anknüpfungspunkte strategische Handlungsfelder für 
die Transformation 
Der Begriff der Transformation findet zunehmend Eingang in die nationalen und internatio-
nalen umwelt- und nachhaltigkeitspolitischen Debatten: Der WBGU nutzte den von Polanyi 
geprägten Begriff einer „Großen Transformation“ und nahm diesen im jüngsten Gutachten zu 
Städten wieder auf (WBGU 2016), in Finnland, in Belgien oder Frankreich wird der Begriff in 
den Nachhaltigkeitsstrategien aufgenommen, in den Niederlanden wurde in einzelnen Poli-
tikfeldern mit „Transition Management“ experimentiert (Jacob, Kannen u.a. 2014). In der 
Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung ist der Begriff ebenfalls zentral (UN 2014, S. 4); 
und nicht zuletzt im Integrierten Umweltprogramm (IUP) des BMUB (BMUBb 2016). Auch der 
Sachverständigenrat für Umweltfragen fragt in seinem jüngsten Hauptgutachten nach den 
Bedingungen und umweltentlastenden Potentialen einer transformationsorientierten Um-
weltpolitik (SRU 2016). Die überwiegende Mehrzahl der Akteure ist sich darin einig, dass es 
zur Einhaltung der planetarischen Grenzen einer grundlegenden Umgestaltung des Wirt-
schaftssystems und dessen Teilen bedarf, um unsere Gesellschaft in Richtung Nachhaltig-
keit zu verändern. Was bedeutet der Anspruch der Transformation für die konkrete Ausge-
staltung von Ressourcenpolitik? Und welche Anknüpfungspunkte ergeben sich daraus zur 
Klimapolitik bzw. zum Klimaschutzplan (der den Zeithorizont 2050 hat). Zunächst wird nach-
folgend kurz darauf eingegangen, was unter Transformation verstanden wird.  
3.1 Was bedeutet Transformation?  
Transformationen werden als umfassende Veränderungsprozesse beschrieben, die einzelne 
oder mehrere Teilsysteme der Gesellschaft betreffen: Bis dahin vorherrschende Technolo-
gien, Institutionen, Praktiken und die damit verbundenen Normalitätsvorstellungen werden 
durch neue abgelöst. Charakteristisch für Transformationen ist die hohe Veränderungsdichte 
in der Frühphase, wobei verschiedene, oft widersprüchliche Vorstellungen für eine Umgestal-
tung der Systeme miteinander konkurrieren. Dabei gibt es nicht nur Konflikte zwischen Alt 
und Neu, sondern auch zwischen den verschiedenen Innovationen und damit verbundenen 
Visionen („Neu-Neu-Wettbewerb“). Wenn kritische Punkte erreicht sind, kommt es zu einer 
Beschleunigung des Wandels. Solche kritischen Punkte bzw. Kipppunkte können zum Bei-
spiel positive Rückkopplungen zwischen unterschiedlichen Innovationen sein. Alternative Vi-
sionen (inklusive der damit verknüpften sozialen, technologischen und institutionellen Inno-
vationen) finden breiteren Zuspruch, davon setzt sich eine als dominante Vision durch, das 
alte Regime wird abgelöst. Diese Prozesse können sehr rasch verlaufen. Schlussendlich sta-
bilisiert sich das neue System, was als ein neuer „Gleichgewichtszustand“ im Zusammen-
spiel von Technologien, Verhaltensweisen, Infrastrukturen, Institutionen usw. beschrieben 
werden kann (vgl. Jacob et al 2016).   
Aus der Perspektive einer nachhaltigen Entwicklung sind insbesondere grundlegende Trans-
formationen zentraler soziotechnischer und sozioökonomischer Systeme notwendig. Sozio-
technisch und sozioökonomische Systeme (nachfolgend nur: Systeme) verstehen wir in An-
lehnung an Geels (2005) als Ensemble von miteinander zusammenhängenden Systemele-
menten, die zur Erfüllung spezifischer gesellschaftlicher Bedürfnisse beitragen. Zu den Sys-
temelementen gehören Technologien, Produkte, Infrastrukturen, Nutzerpraktiken, Institutio-
nen, Märkte sowie gesellschaftliche Werte und Normen. Solche Systeme sind beispielsweise 
das Energie-, Ernährungs- oder Mobilitätssystem, aber auch „kleinere“ Einheiten wie das 
(Sub-) System von Fleischproduktion und -konsum oder des Autoverkehrs. Die Art und Weise 
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ihrer Konfiguration bestimmt die von ihnen ausgehenden Umweltbelastungen. Eine transfor-
mative Politik würde darauf abzielen, Systeme so umzugestalten, dass sie weniger Umwelt-
auswirkungen zeitigen. Insbesondere die Dynamik von Transformationen – unter Umständen 
lange Vorlaufzeiten und dann sehr plötzliche Akzelerationsphasen – können auch kritisch 
gesehen werden. Insofern sollte eine transformative Umweltpolitik sowohl eine systemische 
Perspektive einnehmen als auch die Dynamiken berücksichtigen. Durch eine solche System-
perspektive und der Analyse der Interdependenzen ihrer Einzelelemente sowohl hinsichtlich 
von Problemursachen als auch Lösungspotentialen, können bisher vernachlässigte System-
elemente stärker in den Fokus rücken, darunter insbesondere Nutzerpraktiken und die dahin-
terstehenden Bedürfnisse, Normen und kulturellen Muster als die grundlegenden Treiber von 
Ressourcennutzung und Emissionen.  
Als Ansatzpunkte für eine Politik, die auf eine grundlegende Umgestaltung zentraler Systeme 
abzielt und gleichzeitig die Dynamik von Transformation miteinbezieht (Wettbewerb von Sys-
teminnovationen in der Frühphase, Kipppunkte etc.), kommen insbesondere in Frage:  
1) Die Entwicklung Gesellschaftlicher Visionen und Leitbilder: diese stellen ein zentrales 
Mittel zur Orientierung und Legitimation von weitreichenden Systemveränderungen 
dar. Sie dienen auch als Evaluationsrahmen für das bestehende Regime und können 
für Innovationen genutzt werden, um zu fragen, was zu verändern ist bzw. ob die Ver-
änderung/Innovation in die richtige Richtung geht. Sie bieten weiterhin einen Rahmen 
für die Koordination voneinander unabhängiger Akteure. 
2) Einen Innovationsvorrat einschließlich sozialer und institutioneller Innovationen ge-
nerieren, Experimentierräume eröffnen, Pioniere des Wandels unterstützen: In der 
Perspektive von Transformationen ist gesellschaftlicher Wandel ein Ergebnis von Ko-
evolutionen von Technologien, sozialen Praktiken, kulturellen Mustern, Institutionen 
etc. Der Wandel ist in der Regel nicht geplant, sondern evolutionäres Ergebnis von 
vielfachen sozialen, technischen und institutionellen Innovationen, die die bestehen-
den Regime und Praktiken herausfordern. Umweltpolitik kann dies unterstützen, in-
dem laufende (gesellschaftliche) Innovationsprozesse beobachtet und durch Innova-
tionspolitiken unterstützt werden, um einen Innovationsvorrat zu generieren (Jacob, 
Bär, Graaf 2015). Umweltpolitik sollte weiterhin solche Innovationen unterstützen und 
ihre Diffusion forcieren, von denen eine Minderung von Umweltbelastungen zu erwar-
ten ist.  
Um die Anknüpfungspunkte der Ressourcenpolitik zur Klimapolitik aus einer Transformati-
onsperspektive zu erschließen wird nachfolgend vor allem auf die beschriebenen Aspekte 
fokussiert: die Handlungsfelder / Systeme, die aus der jeweiligen Perspektive für eine Trans-
formation als relevant betrachtet werden (sollten), die damit verbundenen Visionen/Leitbilder 
sowie die dafür nötigen Systeminnovationen. 
3.2 Bedeutung der Transformation für die Ressourcen- und 
Klimapolitik  
Mit einer Ressourcenpolitik, die alleine auf Effizienzmaßnahmen setzt (ProgRess I & II) 
scheint die notwendige Veränderung hin zu einem ressourcenleichten Deutschland kaum 
möglich. Ein möglicher Zielkorridor für eine nachhaltige (im Sinne von langfristig tragfähiger 
und international fairer) Inanspruchnahme von Ressourcen wird bspw. von Bringezu und 
Schütz (2013) vorgeschlagen: Bis zum Jahr 2050 sollte die Materialnutzung einschließlich 
der ungenutzten Entnahmen (TMC) auf 10 t/Kopf und Jahr begrenzt werden. Das würde einer 
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Reduktion von etwas über 60 Prozent gegenüber dem gegenwärtigen Stand bedeuten. Dies 
ist mit dem gegenwärtigen Policymix nicht zu erreichen (Jacob et al. 2015). Auch andere 
Szenarien, die Reduktionsziele für einzelne Rohstoffe beschreiben, zeigen auf, dass der ge-
genwärtige Policymix dafür nicht ausreicht (Buchert et al. 2016). 
Auch wenn es keine Einigkeit bezüglich des genauen Zielkorridors gibt: Eine Transformation 
zentraler gesellschaftlicher Systeme scheint erforderlich um die mit ihrer gegenwärtigen 
Funktionsweise verbundenen Materialflüsse wirksam zu begrenzen. Für eine substantielle 
Ressourcenwende scheint es erforderlich nicht nur die Effizienz der genutzten Technologien 
in den verschiedenen Handlungsfeldern, wie z.B. Bauen & Wohnen, Mobilität, zu verbessern, 
sondern auch Lebensstile zu verändern und damit die Nachfrage nach Gütern bzw. Rohstof-
fen zu reduzieren (Stichwort Suffizienz).  
Um eine solche weitreichende Politik zu rechtfertigen bedarf es attraktiver Leitbilder, die ge-
sellschaftlich breit geteilt werden und die konkrete, glaubwürdige Alternativen (d.h. Sys-
teminnovationen) für die jeweiligen Systeme anbieten.   
Analoges gilt für die Klimapolitik: die angestrebte („nahezu“) Dekarbonisierung bis zum Jahr 
2050 würde eine fundamentale Umgestaltung zentraler gesellschaftlicher Systeme erfordern, 
auch hier würde es nach gegenwärtigem Stand kaum ausreichen, alleine die Effizienz der 
Systeme bzw. die Technologien innerhalb der Handlungsfelder zu verbessern oder auszutau-
schen. Auch hier scheint ein Adressieren der verschiedenen Systemelemente (d.h. auch Nut-
zerpraktiken, Institutionen etc.) durch soziale und institutionelle Innovationen, die eine Re-
duktion der Ressourceninanspruchnahme bewirken, geboten.  
3.2.1 Gemeinsame Handlungsfelder und Leitbilder für ein ressourcenleichtes 
und klimaneutrales Deutschland? 
Die Notwendigkeit einer Transformation wird im Klimaschutzplan 2050 betont (z.B. S. 6, 16, 
18). Neben der technologisch- wirtschaftlichen, wird auch von der gesellschaftlich-kulturellen 
Transformation gesprochen, die es in einem lernenden Prozess zu gestalten gelte (S. 19).  
Für die folgenden Handlungsfelder werden im Klimaschutzplan 2050 jeweils Leitbilder & 
Transformationspfade, Meilensteine und – wie im ersten Teil der Analyse bereits dargestellt 
–  konkrete Maßnahmen benannt, um zu einer nahezu klimaneutralen Gesellschaft zu gelan-
gen. 




 Industrie und Wirtschaft 
 Landwirtschaft 
 Landnutzung und Forstwirtschaft 
                                                     
32 Bei der Definition der Handlungsfelder orientiert sich der Klimaschutzplan am in der internationalen THG-Be-
richterstattung üblichen Quellprinzip 
33 BMUB-interne Version: „Bauen und Wohnen“ 
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Sind dies auch die Handlungsfelder / Systeme, die für eine transformative Ressourcenpolitik 
relevant sind? Liegen die gleichen Problemursachen zu Grunde? Und sind die Leitbilder/Visi-
onen gemeinsame Leitbilder? Und schließlich: sind die damit zusammenhängenden Sys-
teminnovationen für beide Politikfelder relevant?  
Nachfolgend werden die vor dem Hintergrund der Problemanalyse im Klimaschutzplan dar-
gelegten Leitbilder für die jeweiligen Handlungsfelder dargestellt sowie die mit dem Leitbild 
zusammenhängenden Systeminnovationen skizziert. Anschließend wird geprüft, inwieweit 
dies auch für eine transformative Ressourcenpolitik relevant ist.  
 
Klima2050-Leitbild für das Handlungsfeld Klimaschutz im Gebäu-
debereich (S. 37f) 
Als Problemursache im Gebäudebereich wird im Klimaschutzplan v.a. der hohe Energiebe-
darf durch Raumwärme, Kühlung und Warmwasser angesehen (S. 38; Emissionen, die in vor- 
und nachgelagerten Sektoren entstehen, werden im Bereich Energiewirtschaft angespro-
chen). Darüber hinaus werden aber auch die bei der Herstellung, Verarbeitung und dem Rück-
bau anfallenden Emissionen des Bauens thematisiert.  
Vor diesem Hintergrund wird ein Leitbild entworfen, bei dem Städte und Gemeinden im Jahr 
2050 nahezu klimaneutral (weil energieeffizient bzw. der geringe verbleibende Energiebedarf 
durch erneuerbare Energien gedeckt34) sind. Sie sind außerdem bezahlbar und noch lebens-
werter als heute:  Die Städte verfügen über begrünte Bauwerke (wie Dächer, Fassaden etc., 
die auch zur Kühlung bspw. bei hohen Temperaturen dienen), ausreichend Grünflächen, die 
zu Fuß oder mit dem ÖPNV erreicht werden können und sind durch Grünzüge stärker mit dem 
Umland verbunden. Insgesamt zeichnen sich die Städte aus durch kurze Wege von Wohnort 
zur Arbeit und Dienstleistungen. Sie sind verstärkt durch moderne Technologien geprägt 
(„smart city“); dies beinhaltet auch eine Vernetzung mit den Sektoren Energiewirtschaft so-
wie Verkehr. Beim Bauen werden nachhaltige Baustoffe genutzt, die Nutzungsdauer der Ge-
bäude ist deutlich länger als derzeit und sie werden hochwertig recycelt. Bauwerke werden 
altersgerecht und flexibel gebaut, so dass sie generationsübergreifendes Wohnen ermögli-
chen und angepasst werden können.  
Aus dem Leitbild ergeben sich keine weitreichenden Veränderungen mit Blick auf Lebensstile 
und Werte, bspw. was die Größe des Wohnraums pro Kopf angeht, oder die von Gewerbe 
genutzten Flächen. Neben technologischen Innovationen sind es vor allem auch städtebau-
liche und raumplanerische Innovationen, die zu Erreichung dieses Leitbilds nötig sind. 
 
Anknüpfungspunkt transformative Ressourcenpolitik:  
Anknüpfungspunkte zu einer transformativen Ressourcenpolitik ergeben sich an das im Kli-
maschutzplan entworfene Leitbild u.a. mit Blick auf die lange Nutzungsdauer, dem hochwer-
tigen Recycling von Gebäuden sowie dem flexiblen Bauen. All diese Maßnahmen würden zur 
Reduktion von Rohstoffen führen. Anschlussfähig ist weiterhin das Motiv kurzer Wege, was 
die Bedarfe für Infrastrukturen reduzieren würde. Auffällig ist, dass im Rahmen des 
                                                     
34 max. 40 Kilowattstunden pro Quadratmeter und Jahr (kWh/m2a) Primärenergie für Wohngebäude; 52 
kWh/m2a für Nichtwohngebäude 
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Klima2050-Leitbildes für den Gebäudebereich eine Diskussion zu Begrenzung von genutzter 
Fläche vermieden wird – dies wäre jedoch sowohl aus der Perspektive des Klimaschutzes 
als auch der Ressourcennutzung naheliegend. Was dies bedeuten würde, auch mit Blick auf 
Wohnraum und Gewerbeflächen, müsste in einem solchen Leitbild noch ausbuchstabiert 
werden.   
 
Klima2050-Leitbild für das Handlungsfeld Klimaschutz in Industrie 
& Wirtschaft (S. 56f) 
Als Problem werden neben der Energienutzung der Industrie (die Energiewirtschaft wird im 
Klimaschutzplan aber als gesondertes Handlungsfeld adressiert) vor allem die emissionsin-
tensiven Produktionsprozesse der Grundstoffindustrie genannt; wie der Kalk-, Zement-, der 
Stahlindustrie oder Grundstoffchemie (S. 57).  
Vor diesem Hintergrund wird ein Leitbild entworfen, bei dem die Industrie im Jahr 2050 inno-
vativ und effizient ist, so dass die Minderungspotenziale ausgeschöpft werden35. Dies gelingt, 
indem emissionsintensive Grundstoffe entlang der Wertschöpfungskette effizient eingesetzt 
bzw. substituiert werden, Abwärme vermieden bzw. rückgewonnen wird und fossile Energie-
träger durch CO2-freie und -neutrale Energieträger substituiert sind (erneuerbare Energien & 
carbon capture and usage, CCU). Darüber hinaus werden energieintensive Primärrohstoffe zu 
einem Großteil durch (energiesparend gewonnene) Sekundärrohstoffe ersetzt, z.B. Metalle 
wie Sekundäraluminium. Auch die Ressource Biomasse wird in Kaskaden genutzt. Deutsch-
land ist im Jahr 2050 ein Hochtechnologieland, steht entsprechend im internationalen Wett-
bewerb gut da und zeichnet sich durch starke Innovation und Forschung (universitäre, ange-
wandte, Industrieforschung), die mit innovationsstarken Unternehmen vernetzt sind, einem 
stabilen Arbeitsmarkt und einem hohen Ausbildungsniveau aus. Neben den innovativen und 
effizienten Produktionsprozessen ist auch der Konsum im Jahr 2050 ein anderer: gut infor-
mierte Konsumenten wählen die Produkte und Dienstleistungen aus, die besonders umwelt-
schonend sind36.  
In diesem Leitbild stehen vor allem technische Innovationen zentral.  
 
Anknüpfungspunkt transformative Ressourcenpolitik: 
Auch wenn das Handlungsfeld Industrie & Wirtschaft nicht als sozio-technisches System zu 
verstehen ist, da es hierfür zu breit ist, bieten sich im Rahmen eines übergeordneten Leitbilds 
Anknüpfungspunkte zu einer Ressourcenpolitik mit Transformationsanspruch: beim Einsatz 
von Sekundärrohstoffen, Kaskadennutzung sowie dem Konsum ressourcenschonender Pro-
dukte. Insbesondere die Substitution von emissionsintensiven Grundstoffen durch Sekun-
därrohstoffe könnte einen substantiellen Beitrag für sowohl ein klimaneutrales als auch ein 
                                                     
35 BMUB-interne Version: deutlich ambitionierter formuliert „zentrale Herausforderung ...den derzeitigen Pfad 
stagnierender Emissionen auf einen klaren Minderungskurs hin zu verändern“ (BMUB intern S. 44) 
36 Die Art und Weise des Konsums ist im Klimaschutzplan wenig konkret ausformuliert; es heißt: „Produktion 
und Nachfrage sind im Wirtschaftsprozess untrennbar miteinander verbunden, daher ist auch die Rolle der 
Nachfrage und des nachhaltigen Konsums für die Entwicklung der Treibhausgasemissionen im Transformati-
onsprozess zu berücksichtigen. Es kommt dabei auch auf die Stärkung des Bewusstseins und der Handlungs-
kompetenz aller Akteure an – und nicht zuletzt auf die dafür notwendige Wissens- und Datengrundlage“ (S. 
57). Das SDG-Ziel 12 biete hier Orientierung („Für nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster sorgen“).   
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ressourcenschonendes Deutschland leisten. Die Nutzung von CO2 als Grundstoff würde fos-
sile Materialien und Biomasse ersetzen, wenn die Gewinnung aus der Luft mit Erneuerbaren 
Energien erfolgen würde.  
Ergänzt werden müsste dieses Leitbild aus Sicht der Ressourcenpolitik noch mit Blick auf 
die Kreislaufführung von Materialien. Dies wird zwar teilweise im Klimaschutzplan-Leitbild 
aufgenommen, könnte aber dahingehend konkretisiert werden, dass eine klimaneutrale Wirt-
schaft (sowohl Produktion als auch Konsum) zwingend auch eine Kreislaufwirtschaft sein 
müsste. Ebenfalls ergänzt werden könnte das Leitbild aus Sicht der Ressourcenpolitik durch 
die Konkretisierung bzw. Betonung von sozialen Innovationen (bspw. wie zu nutzende/ent-
wickelnde neue Geschäftsmodelle und Nutzerpraktiken dabei helfen den Ressourcenver-
brauch zu reduzieren; etwa Nutzen statt Besitzen-Konzepte).   
 
Klima2050-Leitbild für das Handlungsfeld Klimaschutz und Mobili-
tät (S. 47f) 
Da als Problemursache bzw. Treiber vor allem die stetig steigende Verkehrsnachfrage mit 
den damit einhergehenden Emissionen genannt wird (Vervierfachung der Verkehrsleistung 
im Personen- und Güterverkehr seit den 1960er Jahren, S. 47), wird im Leitbild 2050 eine 
deutlich andere Form der Mobilität skizziert: Die Mobilität für Bürgerinnen und Bürger sowie 
für den Warenverkehr wird im Jahr 2050 weitgehend treibhausgasneutral, angenehmer und 
effizienter sein. Zum einen wird es weniger motorisierten Straßen- und Güterverkehr geben, 
da mehr Menschen in home office arbeiten, die Logistik durch die Digitalisierung optimierte 
ist, und Städte und Wege insgesamt Fußgänger- und Fahrradfreundlicher gestaltet sind 
(„Stadt der kurzen Wege“, Umgestaltung des Straßenraums). Zum anderen wird Mobilität zu 
einem größeren Anteil durch ÖPNV und neue Mobilitätskonzepte befriedigt. Der verbleibende 
motorisierte Straßenverkehr wird überwiegend elektrisch betrieben (inklusive der Verwen-
dung von Leichtbautechnologie im Karosseriebau) und ist damit weniger gesundheitsschäd-
lich, leiser und flüssiger (Letzteres mit Hilfe der Digitalisierung). Auch bei der Logistik trägt 
die Automatisierung und Digitalisierung zu einer Reduktion der notwendigen Transporte bei. 
Außerdem wird der Flächenverbrauch geringer sein als heute. Auch der Flug- und Schiffver-
kehr wird deutlich umweltfreundlicher sein, da teils mit Biokraftstoffen (soweit ökologisch 
verträglich), elektrisch bzw. mit synthetischen Kohlenwasserstoffen betrieben.  
Die Vision macht deutlich, dass es zur Erreichung des Leitbilds neben technologischen Inno-
vationen auch Innovationen im sozialen, institutionellen Bereich sowie bei den Infrastruktu-
ren bedarf und nicht zuletzt auch eine Veränderung der Normen und Werte.  
Anknüpfungspunkt transformative Ressourcenpolitik: 
Anknüpfungspunkte ergeben sich in dieser Vision z.B. beim geringeren Flächenverbrauch 
(d.h. weniger Baustoffe für die Verkehrsinfrastruktur) oder beim Thema Digitalisierung: so 
wäre eine ressourcenschonende IKT sowohl für die Klimaschutzziele als auch ein ressour-
censchonendes Deutschland zentral. Ein weiterer Anknüpfungspunkt ergibt sich aus dem mit 
der e-Mobilität hervorgehenden Ressourcenbedarf: die dort benötigten High-Tech-Materia-
lien müssen schonend abgebaut, ggf. Substitute für kritische Materialien gesucht werden. 
Auch hier wäre von Anfang an auf eine Kreislaufwirtschaft ggf. mit internationaler Arbeitstei-
lung zu achten. Ebenso beim Karosserie-Leichtbau können Ressourceneffizienzpotenziale 
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gehoben werden: auch wenn die Gewinnung und Herstellung von Leichtbaumaterialien (der-
zeit noch) energieintensiver ist, als die von Stahl, kompensiert sich der Energieeinsatz i.d.R 
in der Nutzungsphase (vgl. Werland et al. 2014).  
Soziale und institutionelle Innovationen, die helfen motorisierten Individualverkehr zu vermei-
den und bspw. die Fortbewegung zu Fuß oder Fahrrad befördern, müssten ebenfalls Bestand-
teil eines ressourcenschonenden Mobilitäts-Leitbildes sein.  
 
Klima2050-Leitbild für das Handlungsfeld Klimaschutz in der Land-
wirtschaft (S. 63f) 
Als Hauptproblemursache, die eine weitreichende Veränderung der Landwirtschaft notwen-
dig macht, werden die Lachgasemissionen in Folge des Stichstoffeintrags aus der Düngung 
sowie die Methanemissionen durch den Viehbestand benannt; gefolgt von den Emissionen 
aus dem Güllemanagement sowie dem Kraftstoffeinsatz landwirtschaftlicher Fahrzeuge und 
Maschinen (S. 63). 
Die Landwirtschaft im Leitbild 2050 hat ihre Emissionen deutlich reduziert37, indem sie Dün-
gemittel effizient einsetzt (deutliche Senkung der Stickstoffüberschüsse bis 2032 auf 7038 
kg/N/ha) und über größere Anteile des Biolandbau verfügt (bis 2030: 20%)39. Gleichzeitig 
stellt sie biotische Rohstoffe für die Bioökonomie zur Verfügung, wobei die Anbaufläche für 
nachwachsende Rohstoffe im Jahr 2050 nicht größer ist als heute (Flächenrestriktion & 
Nachhaltigkeitserwägungen) und die Kaskadennutzung von Biomasse ist verbessert.  
Das Leitbild baut v.a. auf technologische Innovationen und veränderte Anbaupraktiken (Dün-
gemittelverwendung, Biolandbau); soziale Innovationen bzw. veränderte soziale Praktiken, 
Normen und Werte (bspw. Reduktion des Fleischverzehr bzw. der Tierbestände) spielen 
kaum eine Rolle40.   
 
Anknüpfungspunkt transformative Ressourcenpolitik: 
Anknüpfungspunkte für eine Ressourcenpolitik ergeben sich in diesem Leitbild beim effizien-
ten Düngemitteleinsatz und der Nutzung von nachwachsenden Rohstoffen (NaWaRos). Vor 
allem wenn einerseits eine biobasierte Ökonomie angestrebt wird und andererseits kein Zu-
wachs an Fläche stattfinden soll, dann muss die Effizienz der Nutzung von NaWaRos deutlich 
gesteigert werden bzw. absolut reduziert werden (Suffizienz). Eine absolute Reduktion ließe 
                                                     
37 BMUB-interne Fassung: „Bis 2050 darf die Landwirtschaft noch ca. 35 Mio. t CO2-Äq. und damit die Hälfte der 
gesamten Treibhausgas-Emissionen verursachen. Entsprechend ist eine Halbierung der landwirtschaftlichen 
THG-Emissionen von heute bis zum Jahr 2050 erforderlich“ (S. 51) 
38 BMUB-interne Fassung: 50kg/N/ha 
39 Im Leitbild der BMUB-interne Fassung sind weitreichendere Ziele für das Jahr 2050 formuliert:  ein deutlich 
reduzierter Wiederkäuerbestand, ein mindestens halbierter Fleischkonsum sowie reduzierter Export tierischer 
Nahrungsmittel (S. 52, 55). Im Klimaschutzplan der Bundesregierung heißt es bei den Maßnahmen, dass „die 
Bundesregierung ... eine Gesamtstrategie zur Verringerung der Emissionen in der Tierhaltung bis 2021 [erar-
beitet] und ... hierzu die Forschung verstärken [wird]“ (S. 68, Maßnahmen); im Leitbild wird keine Referenz da-
rauf genommen.  
40 BMUB-interne Fassung: hier spielten gerade veränderte Werte und Nutzerpraktiken eine zentrale Rolle (v.a. 
Fleischverzehr) (z.B. S. 52).  
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sich wiederum nur erreichen, wenn auch Nutzerpraktiken adressiert werden. Insofern müss-
ten hier neben Effizienzsteigerungen v.a. auch veränderte soziale Praktiken zentraler Be-
standteil der notwendigen Systeminnovationen für eine klimaschützende und ressourcen-
schonende Landwirtschaft sein.  
 
Klima2050-Leitbild für das Handlungsfeld Klimaschutz in der Land-
nutzung und Forstwirtschaft (S. 69f) 
Als Problemursache werden vor allem die Emissionen aus den landwirtschaftlich genutzten, 
entwässerten Moorböden, Torfabbau sowie Siedlungen auf Moorflächen genannt (S. 69). Um 
die Senkenfunktion zu erhalten und zu verbessern, wird im Leitbild 2050 darauf hingewiesen, 
dass Holz bei der stofflichen Verwendung, z.B. im Gebäudebereich, Kohlenstoff vergleichs-
weise lange speichern und energieintensive Materialien ersetzen kann. Dabei solle auf Her-
kunft (legale, nachhaltige Forstwirtschaft) geachtet werden und – wo möglich und sinnvoll 
– Kaskadennutzung realisiert werden. Ebenfalls wird darauf verwiesen, dass Holz nur im Rah-
men der Grenzen einer nachhaltigen Waldbewirtschaftung genutzt werden kann. Konkrete 
Zielvorgaben mit Blick auf die Holznutzung sind in dem Leitbild nicht enthalten41. Außerdem 
gibt es 2050 keinen Flächenverbrauch mehr, da eine Flächen-Kreislauf-Wirtschaft besteht. 
Auf die weitere Umwandlung von Moorböden, v.a. der Umbruch von Dauergrünland, wird ver-
zichtet42; der Torfabbau schrittweise reduziert und perspektivisch eingestellt43.  
In diesem Leitbild sind v.a. veränderte Nutzerpraktiken zentral.  
 
Anknüpfungspunkt transformative Ressourcenpolitik: 
Anknüpfungspunkte ergeben sich in diesem Leitbild bei der stofflichen Holznutzung und dem 
Anbau von Biomasse. Aufgabe der Ressourcenpolitik wäre es hierbei für eine effiziente Nut-
zung von Holz und ein hochwertiges Recycling zu sorgen, um einerseits zu gewährleisten, 
dass der Flächenverbrauch nicht vergrößert wird und andererseits eine Bioökonomie zu er-
möglichen, bei der Holz u.a. als nachhaltiger Baustoff verwendet wird. 
 
Klima2050-Leitbild für das Handlungsfeld Klimaschutz in der Ener-
giewirtschaft (S. 27f) 
Das Leitbild für die Energiewirtschaft liegt quer zu den anderen Leitbildern bzw. ist stark mit 
diesen verknüpft: nur wenn die Stromversorgung aus Erneuerbaren Energien erfolgt, trägt die 
Elektrifizierung in anderen Sektoren auch wirklich zum Klimaschutz bei. Entsprechend ist die 
                                                     
41 BMUB-interne Fassung wird hier etwas konkreter: eine Entkoppelung des Klimaschutzes von der Energieholz-
nutzung sowie ein Umdenken bei der Holznutzung seien nötig; die Nachfrage müsse an das nachhaltig verfüg-
bare Holzangebot angepasst sein, welches nach oben beschränkt ist (unter Maßnahmen ist eine Modellierung 
der für den Erhalt der Waldkohlenstoffsenke und den Klimaschutz optimalen stofflichen Holznutzung bis 2020 
angekündigt, S. 59); auf diese Weise könne zum einen die Senkenleistung des binnenländischen Waldes erhal-
ten und Emissionsverlagerungen durch Holzimporte verhindert werden (S. 57). 
42 BMUB-interne Fassung: diese enthält zusätzlich die Umwandlung von Acker- und Grünlandflächen auf Moor-
böden zu Feuchtgebieten oder naturnahen wiedervernässten Wäldern (S. 57) 
43 BMUB-interne Fassung: „... wird eingestellt“ (S. 57) 
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Stromerzeugung im Leitbild des Klimaschutzplanes im Jahr 2050 nahezu44 vollständig de-
karbonisiert, d.h. Erneuerbare Energien (EE) stellen die wichtigste Primärquelle dar. Dabei 
sind sowohl die Versorgungssicherheit als auch die Bezahlbarkeit von Energie gewährleistet. 
Da der Verkehrssektor und die Gebäudewärmeversorgung ebenfalls elektrifiziert sind, liegt 
der Strombedarf (obwohl alle Effizienzpotenziale der Nachfragesektoren ausgeschöpft sind), 
höher als heute45. Die größten Anteile bei den Erneuerbaren nehmen Windenergie und Photo-
voltaik ein (unter Meilensteine, S. 31). Gesundheitsschädliche Luftschadstoffe sind deutlich 
reduziert. Biomasse wird in begrenzten Maße zur Energiebereitstellung beitragen, wobei die 
energetische Verwendung erst am Ende einer Kaskade steht.   
 
Anknüpfungspunkt transformative Ressourcenpolitik: 
Anknüpfungspunkte ergeben sich aus der Perspektive der Ressourcenpolitik – trotz des der-
zeitigen Fokus auf stofflich verwendete Rohstoffe – auch beim Thema Energierohstoffe. 
Denn eine Kreislaufführung im Sinne einer CO2 –Abscheidung und Nutzung findet nicht statt; 
so werden fossile Energieträger bei der Energiegewinnung u.a. zu CO2 verbrannt, das nur un-
ter enorm hohem Energieaufwand wieder (teilw. stofflich) genutzt werden kann.(z.B. CCU). 
Bei einer stofflichen Nutzung fossiler Rohstoffe (Erdöl) werden diese in der Regel chemisch 
umgewandelt. Eine Kreislaufführung der Folgeprodukte wie Lösemittel-Recycling ist noch 
wenig verbreitet.   
Unter dem Gesichtspunkt der verbesserten Materialnutzung könnten fossile Rohstoffe Ge-
genstand eines Leitbilds für ein ressourcenschonendes und klimaneutrales Deutschland wer-
den.  
Darüber hinaus ist aus der Perspektive der Ressourcenpolitik bedeutsam, dass die High-Tech 
Materialien wie Neodym, Lithium und Kobalt, die für Erneuerbare Energien, deren Speicherung 
etc. benötigt werden, effizient eingesetzt, umweltverträglich abgebaut und recycled (und ggf. 
Substitute gesucht) werden.  
3.3 Zwischenfazit 
Es zeigt sich, dass die Leitbilder für die im Klimaschutzplan 2050 aufgeführten Handlungs-
felder durchaus auch Leitbilder für ein ressourcenleichtes Deutschland, welches die Materi-
alnutzung deutlich reduziert hat, sein können. Für eine transformative Ressourcenpolitik kön-
nen die nachfolgenden strategischen Handlungsfelder – mit dem derzeitigen Ressourcenbe-
griff – zur Reduktion der Materialnutzung als besonders relevant angesehen werden:  
Gebäudebereich (z.B. Gebäudebestand zu nahezu 100% aus Recyclingmaterial)  
Industrie & Wirtschaft (z.B. vollständige Kreislaufwirtschaft & neue ressourcensparende Ge-
schäftsmodelle) 
Energiewirtschaft (z.B. Ausstieg aus der Braunkohleverstromung oder Verzicht auf fossile 
Energieträger – jeweils bei nachhaltiger Nutzung von biotischen Energierohstoffen) 
Auch bei den anderen Handlungsfeldern des Klimaschutzplanes gibt es eine Rolle für die 
Ressourcenpolitik bei der Transformation in Richtung Nachhaltigkeit: bei Mobilität die res-
                                                     
44 BMUB-interne Fassung: „vollständig dekarbonisiert“ (ohne „nahezu“, S. 19) 
45 BMUB-interne Fassung: um etwa 200-250 TWh höher (S. 19) 
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sourcenschonende Nutzung von High-Tech Materialien sowie die Materialien für die Ver-
kehrsinfrastruktur, bei Landwirtschaft und Landnutzung der Einsatz von Düngemittel (Phos-
phate) und ihre Rückgewinnung aus Abwasser und Klärschlamm, aber vor allem auch die 
effiziente bzw. Kaskadennutzung von Nachwachsenden Rohstoffen (bei gleichzeitigem Ziel 
die Flächeninanspruchnahme zu reduzieren).  
Aus der Perspektive einer transformativen Ressourcenpolitik wäre neben der Nutzung und 
weiteren Konkretisierung der Leitbilder auch ein Bedarf, die für die Erreichung der Leitbilder 
notwendigen Systeminnovationen (inkl. sozialer und institutioneller Innovationen) zu be-
obachten, zu analysieren und zu fördern.   
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4 Fazit 
Die Analyse der beiden Politikfelder bzw. Strategieprozesse zeigt, dass zahlreiche konkrete, 
aber auch langfristige Anknüpfungspunkte vorhanden sind.  
Bei den konkret benannten Maßnahmen (Teil 1 der Analyse) könnte aus Sicht der Ressour-
cenpolitik im Klimaschutzplan v.a. die Betrachtung von Energieaufwänden entlang des Le-
benszyklus unter Einschluss von Vorprodukten und Recycling betont werden. Dies würde ver-
stärkte Anreize für Sekundärmaterialien oder Materialeinsparungen geben – und damit so-
wohl die Ziele des Klimaschutzplanes als auch der Ressourcenpolitik unterstützen. Im Sinne 
von diskursiven Anknüpfungspunkten hat sich auch die Auswertung des Dialogprozesses 
des Klimaschutzplanes, bei dem Stakeholder und Bürgerinnen und Bürger Maßnahmenvor-
schläge erarbeitet haben, als lohnend gezeigt: diese zeigt, dass Ressourcensteuern und –
abgaben von der überwiegenden Mehrheit der Beteiligten zur Aufnahme in den Klimaschutz-
plan empfohlen werden. Diese diskursiven Anknüpfungspunkte könnten für die Weiterent-
wicklung einer Ressourcenpolitik – die sich auch mit Grenzen und Suffizienz befassen muss 
– zentral sein.  
Auch mit Blick auf strategische Handlungsfelder und die Weiterentwicklung der Ressourcen-
politik (Teil 2 der Analyse) lohnt der Blick auf die Synergien zwischen beiden Politikfeldern. 
Es zeigt sich, dass für die Erreichung der Leitbilder des Klimaschutzplans und die dafür not-
wendigen Systeminnovationen Ressourcenpolitik eine relevante Rolle spielt:  
 im Gebäudebereich u.a. mit Blick auf die lange Nutzungsdauer, auf Sanierungsmaß-
nahmen, dem hochwertigen Recycling von Gebäuden sowie dem flexiblen, nachhalti-
gen Bauen,  
 bei Industrie & Wirtschaft u.a. beim Einsatz von Sekundärrohstoffen, der Kaskaden-
nutzung sowie der Bereitstellung und Nutzung ressourcenschonender Produkte,   
 beim Thema Mobilität z.B. beim geringeren Flächenverbrauch (d.h. weniger Baustoffe 
für die Verkehrsinfrastruktur) sowie dem ressourcenschonenden Abbau bzw. der 
Kreislaufführung der benötigten High-Tech-Materialien für e-Mobility,  
 in der Landwirtschaft beim effizienten Düngemitteleinsatz und der effizienten Nut-
zung bzw. Reduktion der Nutzung von nachwachsenden Rohstoffen (NaWaRos),  
 bei der Landnutzung durch die effiziente Nutzung unter Bewahrung der Regenerati-
onsfähigkeit der Böden bzw. auch hier die Kaskadennutzung nachwachsender Roh-
stoffe (u.a. Holz) sowie 
 bei der Energiewirtschaft die Kreislaufführung von CO2 aus fossilen Rohstoffen bzw. 
Betrachtung der Energierohstoffe unter dem Aspekt der Materialnutzung; darüber hin-
aus der umweltverträgliche Abbau / Kreislaufführung der für die Erneuerbare-Ener-
gien-Infrastruktur benötigten High-Tech Materialien.  
 Auch beim Thema Digitalisierung, welches im Klimaschutzplan als Querschnitts-
thema für viele Bereiche (v.a. Bauen, Mobilität, Industrie, Energiewirtschaft) eine 
große Rolle spielt, ist Ressourcenpolitik von Bedeutung. Die Digitalisierung in diesen 
Bereichen sollte klima- und ressourcenschonend ausgestaltet werden, um einerseits 
die Klimaziele zu erreichen, andererseits nicht zu zusätzlichen Umweltbelastungen 
(bspw. beim Abbau der für die IKT nötigen Rohstoffe) zu führen. Daher ist eine lebens-
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In all diesen Handlungsfeldern (Systemen) leistet die Ressourcenpolitik einen substantiellen 
Beitrag auch zur Erreichung der Klimaschutzziele. Diese Synergien können in der Weiterent-
wicklung der Ressourcenpolitik noch stärker betont werden und Legitimation für eine lang-
fristig angelegte, transformative Ressourcenpolitik bieten.  
Aus der Perspektive einer Ressourcenpolitik mit Transformationsanspruch besteht darüber 
hinaus auch ein Bedarf, die für die Erreichung der (gemeinsamen) Leitbilder notwendigen 
Systeminnovationen, inkl. sozialer und institutioneller Innovationen, zu beobachten, zu ana-
lysieren und zu fördern. So kann unter Berücksichtigung der Dynamiken von Transformatio-
nen (vgl. oben: Vorlaufzeit mit Wettbewerb zwischen Alt und Neu, Neu und Neu; Kipppunkt; 
neues Gleichgewicht) in der Vorlaufphase einer Transformation ein Innovationsvorrat ange-
legt werden, um eine weitreichende Strukturveränderung der Systeme in Richtung Nachhal-
tigkeit zu unterstützen.  
Darüber hinaus könnte es aus einer Transformationsperspektive sinnvoll sein, die einzelnen 
Systemelemente (d.h. Produkte, Technologien, Märkte, Nutzerpraktiken, Institutionen, Infra-
strukturen, gesell. Werte und Normen) und deren Wechselspiel zu analysieren, und jeweils zu 
fragen, wie sie sinnvoll ressourcenpolitisch adressiert werden könnten.  
Aus der Analyse der konkreten sowie der langfristigen Anknüpfungspunkte zwischen beiden 
Politikfeldern wird deutlich: Ressourcenpolitik kann Inspiration und Legitimation aus der 
Klimapolitik ziehen. Gleichzeitig leistet eine transformative Ressourcenpolitik auch wichtige 
Beiträge für den Klimaschutz. Viel stärker als bisher könnten die beiden Strategieprozesse 
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